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1. Quellen und Literatur


Arnshagen, Krussen (Crussen), Damnitz/Rathsdamnitz, Groß Strellin, Hohenstein, Klein Strellin, Lüllemin, Nipnow, Schmaatz, Stolpmünde, Strickershagen und Podewilshausen, das ab 1752 als Kolonistendorf entstand, waren Kämmereidörfer der Stadt Stolp, auch als Eigentumsdörfer bezeichnet. Groß Strellin, Nipnow und ein Teil von Schmaatz wurden verpfändet und nicht mehr oder nicht mehr rechtzeitig eingelöst. Vor 200 Jahren verlor Stolp infolge der Agrarreformen, der sogenannten Bauernbefreiung, das Eigentum an den übrigen Dörfern. Im Blick dieser Arbeit stehen die Entwicklungen der Dörfer und das Leben ihrer Bewohner bis zur Mitte des 19. Jahrhunderts und z.T. darüber hinaus; denn die Auswirkungen der Reformen reichen noch bis ins 20. Jahrhundert.


In den Archiven in Greifswald und Stolp/Słupsk finden sich dazu vielfältige Dokumente unterschiedlicher Art. Geschichtliche, wirtschaftliche, rechtliche, soziale und familiäre Verhältnisse sind in ihnen festgehalten. Der Auswahl sind also Grenzen gesetzt. Ziel ist es, wichtige Markierungspunkte festzuhalten und die berichteten Einzelheiten in den größeren Zusammenhang der Zeitgeschichte einzuordnen. Zu dieser Zeitgeschichte gehört auch die deutsche Besiedlung und damit verbunden die Ursachen der Entstehung der bäuerlichen Unfreiheit und deren Folgen. Diese Komplexe weisen strittige Punkte bis in die neue Literatur auf.


Der Lebensraum des Einzelnen war das Dorf, das im Verlauf der Zeit geprägt war von städtischen/staatlichen Vorgaben, die eigene Möglichkeiten eröffneten, einengten oder sogar ausschlossen. Während sich für einige von Geburt an der persönliche Lebensraum auf das bloße Überleben konzentrierte wie bei den Instleuten, die der Arbeit nachzogen und mal hier, mal dort ein zeitweiliges „Zuhause“ fanden, hatten andere – zwar schollengebunden – immerhin die Perspektive, als eingesetzter Bauer oder Kossät auf einem Hof ihr Leben, wenn auch begrenzt, in die eigenen Hände zu nehmen. So finden sich in den Dörfern lang ansässige Familien, deren Mitglieder Höfe bewirtschafteten oder als Knechte oder Mägde arbeiteten. Der gesetzliche „Ausweg“ des Freikaufs musste von der Stadt genehmigt werden und war mit Geldzahlungen verbunden. Es blieb manchmal nur die für sie oft folgenschwere Flucht. Andererseits war auch die Stadt Stolp bemüht um das Wohlergehen ihrer dörflichen Untertanen im Rahmen ihrer Möglichkeiten. Dies war natürlich eingebunden in ein gleichzeitiges Ausgerichtetsein auf ihre Herrschaft in den Dörfern, die wiederum die finanzielle Lage der Stadt nicht aus den Augen lassen durfte. Die Folgen der Napoleonischen Kriege brachten eine Wende – für den Einzelnen gut oder weniger gut. Die Agrarreformen veränderten die ehemaligen Kämmereidörfer, sie brachten ihren unterschiedlichen Bewohnern neue berufliche und persönliche Freiheit, aber auch wirtschaftliche Not, bis Pommern und seine Kämmereidörfer mehr als ein Jahrhundert später zu einer geschichtlichen Erinnerung wurden. Namen, Jahreszahlen, Ereignisse werden in dieser Arbeit genannt. Das Leben der Menschen nachzuvollziehen, ist nicht einfach, vielleicht sogar unmöglich. Ihre Lebensdaten ordnen sich in die übergeordnete Zeitgeschichte ein. Aber: Was hat sie davon persönlich betroffen? – Die „Stolper Kämmereidörfer“ zeigen allgemein, aber teilweise auch einzelne Schicksale im Rahmen städtischer und staatlicher Maßnahmen und persönlicher Lebensentscheidungen. Die Nachforschungen nach ihrer Lebensgeschichte finden hier, so es die vorhandenen Dokumente hergeben, ein ungewisses Arbeitsfeld. Die „große Geschichte“ können wir nachlesen, die „kleine Geschichte“ der von der „großen Geschichte“ Betroffenen verweist auf mögliche erhaltene Aufzeichnungen in den Archiven oder auf überlieferte mündliche oder schriftliche Erinnerungen – und auf Lücken.




2. Zur rechtlichen Stellung der Stadt – landrechtliches und landesherrliches Eigentum


Ebenso wie der Adel besaßen auch die Städte bis zum Ende des 18. bzw. bis zum Beginn des 19. Jahrhunderts Dörfer als Eigentum. Während die adligen Güter/Dörfer – wenn auch mit Zwischenstufen im Wandel der Geschichte – auf die Lehensvergabe seitens der Landesherren zurückgehen, hat die Stadt Stolp ihre Dörfer durch Kauf erworben, sie sich aber auch z.T. als Lehen bestätigen lassen oder als Pfandgut erhalten. Generell ist zu fragen, welche rechtliche Stellung der Stadt eigentlich zukam. Ausgangspunkt aller Rechtsfragen hinsichtlich eines Landes bzw. eines Teils desselben ist die Frage nach Eigentum, die sich im Mittelalter nicht im Privaten festmachen lässt, sondern nur in gesellschaftlich-hierarchischer Gebundenheit zu beantworten ist. Rudolf Benl hat dies für Pommern für die Zeit vom 12. bis 14. Jahrhundert anhand von Urkunden akribisch untersucht. Einige wenige Einzelaspekte sollen hier genannt werden, um die Rechtsauffassungen dieser Zeit zu beleuchten.


Den Herzögen von Stettin und Demmin wurde bereits vor der deutschen Besiedlung mit ihrer Stellung als Landesherren auch ein Obereigentum an Grund und Boden zugestanden.1 Conrad formuliert diesen Sachverhalt so: „Gebietsherrschaft (öffentliche Herrschergewalt) und die Rechtsstellung als Eigentümer waren identisch.“2 Neu sind die Begrifflichkeiten, die diesem Satz mit der Übernahme des Lehenssystems eine eindeutige Rechtsaussage geben. Als proprietas (Eigentum) sahen die Herzöge ihr Herrschaftsgebiet an. Benl belegt dies für die Herzöge Barnim I. und Wartislaw III. mit drei Urkunden. 1236 wurde das Stift Belbuck und 1248 das Kloster Dargun mit Land ausstattet. Die dritte Urkunde betrifft St. Jakobi zu Stettin.3


Anders sah es im Gebiet der Samboriden aus, die 1227 nach dem Tod Ratibors II. Schlawe-Stolp zu ihrer Herrschaft über Pommerellen hinzufügten. Bis 1294, dem Ende ihrer Herrschaft, war der deutsche Einfluss nicht groß, und so finden sich nur 28 echte – auch in Ostpommern ausgestellte – Urkunden, in denen von Eigentum als proprietas bzw. von appropriare die Rede ist.4 Von 1306 bis 1317 war dann Brandenburg Landesherr in Schlawe-Stolp, danach kam es an Wartislaw IV., den Herzog von Wolgast.


Eine Sonderrolle in Pommern spielten die Bischöfe von Cammin, Klöster, Spitäler und die Städte, denen ein Eigentumsrecht an Grund und Boden vom Landesherrn aufgrund seines lehnsrechtlichen Obereigentums urkundlich zugesprochen wurde. Es war dies ein Eigentumsrecht in landrechtlichem Sinn. Der Bischof von Cammin hatte darüber hinaus die „landesherrliche proprietas“5.


Was das Eigentum der Städte anbelangte, so zahlten diese zwar Grundzins an den Landesherrn, aber nach Benl „beweist die urkundliche Überlieferung von acht Städten, daß diese trotz Zinspflichtigkeit ihr Areal – Hausstellen, Gärten, Ackerland, Weideland – und gegebenenfalls erworbene Dörfer zu eigen besessen haben. Man darf annehmen, daß allen Städten Pommerns dieses Besitzrecht von Anfang an, also schon ab dem Zeitpunkt der Gründung der deutschen Stadt, zugestanden hat.“6 Dies war natürlich auch ein Faktor für deren politischen Einfluss.


Während die Ritter in das Lehnrecht eingebunden waren,7 hatten die Bauern ihr Land zur Erbzinsleihe.8 Knapp bemerkt dazu: „Die Bauern ihrerseits waren nun freilich nicht Eigentümer im heutigen Sinne, aber einen Gutsherrn hatten sie nicht […] sie hatten nur einen Grundherrn über sich und dieser Grundherr war in der Regel der Landesherr, der Markgraf.“9 Dass dieser sein Eigentumsrecht zu wahren wusste, wird z. B. am Vorgehen von Bogislaw X. deutlich, der die Lehen einzog, die die Lehensträger ohne seine Zustimmung veräußert hatten.10 – Der Sinn der Grundherrschaft, so Gohrbandt unter Berufung auf ein Dokument in Stettiner Staatsarchiv11, lag darin, dass damit „das Eindringen eines anderen Grundherrn“ verhindert werden sollte.12


Als ausgenommen von der Bindung an ein fürstliches Obereigentum erscheinen sechs Adelsgeschlechter, die in einem begrenzten Teil Pommerns eine landesherrliche Stellung einnahmen, zu ihnen zählten die Swenzonen.13 Ihnen wurde 1307 von den Askaniern im Vertrag von Lindow 1207 ihr Lehensbesitz bestätigt. Benl begrenzt ihr Einflussgebiet auf das Land Schlawe,14 jedoch hatten die Swenzonen mit Swenzo I. und Lorenz I. bis etwa 1312 das Burggrafenamt in Stolp inne. Ihre Verbindung mit dem Stolper Land war außerdem dadurch gegeben, dass dies „Stammland ihres Besitzes“15 blieb, über das sie landesherrlich frei verfügten, wie die Urkunde des Verkaufs des Arnshagen-Stolpmünder Gebietes zeigt, ebenso auch die Verleihung des Lübischen Rechts 1312 an Rügenwalde, 1317 an Schlawe und 1343 an Zanow. 1347 mussten sie sich dem Herzog Bogislaw V. unterwerfen.16





1      Benl, R.: Gestaltung, S. 94: „Daß der Herzog [gemeint ist Wartislaw I.; G. S.-W.], jedoch, nachdem sich das deutsche Lehenssystem im Lande durchgesetzt hatte, allen Grund und Boden als seinem lehnsherrlichen Obereigentum unterworfen betrachten konnte, deutet darauf hin, daß eine derartige Vorstellung zumindest im Ansatz bereits in slawischer Zeit vorhanden war.“ Vgl. ferner S. 117 und S. 202f. Kossmann, O., Neugestaltung, S. 78, sieht im Gegensatz zu Benl in slawischer Zeit kein herzogliches Obereigentum in Pommern, dieses war erst eine Folge der Übernahme „der sich herausbildenden neuen lehn-rechtlichen Ordnung des Landes […]“. In Übereinstimmung mit Benl dagegen Conrad, K.: Grundlagen, S. 356: „Die pommerschen Herzöge verfügten im Innern über eine nur wenig eingeschränkte Macht, wie sie deutschen Territorialherren damals fehlte. Sie haben ihre Stellung in der zweiten Hälfte des 12. Jahrhunderts und Anfang des 13. Jahrhunderts anscheinend noch festigen können.“ Vgl. auch Kuhn, W.: Westslawische Landesherrn, S. 227ff., der im Zusammenhang mit den rechtlichen Voraussetzungen betont: „Kirchliche und adelige Grundherren konnten nur mit landesherrlicher Erlaubnis westliche Siedler ansetzen“ (S. 229).


2      Conrad, H.: Deutsche Rechtsgeschichte I, S. 566


3      Benl, R.: Gestaltung, S. 94f.


4      Vgl. Benl, R.: Gestaltung, S. 187ff.


5      Vgl. Benl, R.: Gestaltung, S. 207ff.


6      Benl, R.: Gestaltung, S. 348; einen Zusammenhang zwischen Grundzinsablösung durch die Stadt gegenüber dem Landesherrn und Eigentum wird durch seine Untersuchungen widerlegt; vgl. dazu auch den Hinweis auf Stendal in der Altmark von Carsten, F. L.: Entstehung, S. 34: Albrecht der Bär gibt den Bewohnern das Recht, ihren Grundbesitz zu verkaufen oder zu vererben. Auch sie zahlen jährliche Abgaben.


7      Siehe dazu auch Schulmann, W. von: Einwohnerverzeichnisse, S. 3f.: „Das grundsätzliche Eigentumsrecht des Landesherrn an Grund und Boden kam darin zum Ausdruck, daß jeder Edelmann bei Antritt seiner ererbten Güter um erneute Belehnung durch den Fürsten nachsuchen mußte, – ebenso auch bei jedem Regierungswechsel.“ In Hinterpommern wurde die Allodifikation „förmlich“ 1787 durchgeführt, begonnen hatte schon 1717 Friedrich Wilhelm I. damit (vgl. Buchholz, W.: Die pommerschen Landstände, S. 442 und 447).


8      Vgl. Benl, R.: Gestaltung, S. 349; Branig, H.: Geschichte Bd. 1, S. 129f. führt dagegen aus, dass der Bauer während der mittelalterlichen Besiedlung sein Land als „freies Eigentum“ besitzt, „das er vererben oder sogar verkaufen konnte. Er war dafür nur zur Abgabe einer Grundrente in Form von Naturalien an den adligen Herrn sowie zur Leistung von wenigen Hand- und Spanndiensten verpflichtet.“ Mit Grundrente, Hand- und Spanndiensten ist jedoch ein deutlicher Hinweis auf das Obereigentum gegeben, das die persönliche Freiheit, die Vererbbarkeit nicht tangiert. Vgl. dazu auch Carsten, F. L.: Entstehung, S. 40: „Im Osten erhielten die Bauern ihre Höfe zu erblichem Besitzrecht, solange sie die Abgaben entrichteten, die zum Zeitpunkt der Besiedlung ein für allemal festgesetzt worden waren. Sie besaßen in den Regel kein freies Eigentum oder Freisassengut, sondern hatten einen Grundherrn, dem sie Abgaben leisten mußten.“ Zu dem Recht der Vererbung oder des Verkaufs vor dem Hintergrund der Stellung eines Gewährsmannes siehe Kap. 4.


9      Knapp, F. G.: Bauernbefreiung, Bd. 1, S. 31f.


10    Vgl. Gohrbandt, E.: Kolonialbauern, S. 142


11    Nach Gohrbandt, E.: Kolonialbauern, S. 142, Anm. 7 mit Bezug auf: Stettiner Archiv St. A. Rep 4 P. II Tit. 35 Nr. 19 (heute nicht mehr vorhanden)


12    Gohrbandt, E.: Kolonialbauern, S. 142


13    Vgl. dazu Benl, R.: Gestaltung, S. 246f. Ausführlich zu den Swenzonen und ihrer landesherrlichen Machtstellung: Morré, F.: Swenzonen


14    Vgl. Benl, R.: Gestaltung, S. 246, Anm. 276


15    Vgl. Puttkamer, E.: Geschichte, S. 171ff., Morré, F.: Swenzonen, S. 59 spricht von “Streubesitz“.


16    Vgl. Biewer, L.: Geschichte, S. 110f.




3. Der Staat, die Stadt und die Eigentumsdörfer


Als die Stadt Stolp am 2. Februar 1337 das Gebiet Arnshagen und den Stolpmünder Hafen kaufte,17 hatten Stadt und Land Stolp nicht nur eine wechselvolle Geschichte hinter sich, sondern auch noch vor sich. In der kurzen Phase der brandenburgischen Herrschaft im Land Schlawe-Stolp (1306–1317) wurde Stolp am 9. September 1310 von den Markgrafen Waldemar und Johann zur Civitas mit Lübischem Recht erhoben. Die Stadt erhielt 200 Hufen Land, „von denen 100 als Ackerland, 50 als sogenanntes ‚wordeland‘, d. h. als verschlossene und geschützte Hofstellen und der Rest zu Weiden, Wiesen und Waldungen benutzt werden sollten“18. Zu dem Privileg der abgabefreien Schifffahrt auf der Stolpe, einem landesherrlichen Recht,19 wurde der Stadt 1313 von den Askaniern ein Treidelweg von 5 Ruten (10 Metern) zu beiden Seiten des Flusses zugesprochen und das Recht, den Fluss auch oberhalb der Stadt zu nutzen. Außerdem erhielt sie 60 Hufen der Loitz und das Recht, weitere 40 Hufen zu erwerben.20 Dieser Forsterwerb sowie die Nutzung der Stolpe spielten auch für die Stadt und ihre Eigentumsdörfer eine wichtige Rolle.


1317 übergaben die Askanier im Vertrag von Templin das Land Schlawe-Stolp an Wartislaw IV. von Pommern-Wolgast, der es allerdings schon seit 1313 besetzt hatte.21 Pommern-Wolgast „umfasste den Küstenstreifen in seiner ganzen Länge westlich und östlich der Peene, aber auch das Land Belgard a. d. Persante einschließlich des Neustettiner Gebiets“22. Wartislaw IV. starb 1326. Die Regierung für die drei minderjährigen Söhne, Bogislav V., Barnim IV. und Wartislaw V., übernahmen zusammen mit der Witwe und einem ständischen Vormundschaftsrat die Stettiner Herzöge Otto I. und Barnim III. Diese verpfändeten am 27. Februar 1329 für zwölf Jahre Land und Stadt Stolp für 6000 Mark Silber mit allen Rechten und Einkünften an den Deutschen Orden.23 Die Auslösung der Stadt war nur möglich, weil Ritter24 und Bürger einen großen finanziellen Beitrag leisteten. Ihre Verpfändung hatte offensichtlich keinen Einfluss auf ihre Geschäftsfähigkeit; denn in diese Zeit fiel der Landerwerb mit Arnshagen und dem Hafen Stolpmünde zu beiden Seiten der Stolpe. 25 Hohenstein, das auf diesem Gebiet liegt, entstand erst später. Die Stadt hatte damit nicht nur „ein leistungsfähiges bäuerliches Umland“26 erworben und ihre Versorgung bei einem Anwachsen der Bevölkerung gesichert, sondern auch ihr Einflussgebiet vergrößert.


„Im Namen der heiligen und ungeteilten Dreifaltigkeit. Amen.


Damit menschliche Handlungen dem Gedächtnis, das ein zerbrechlich Ding (res fragilis) ist, nicht entschwinden, so ist es nötig, daß sie durch sichere und öffentliche Zeugnisse festgestellt werden. Dies ist der Grund, warum den jetzt lebenden treuen und allen nachkommenden Christenmenschen kund sei: Wir, Jesko Ritter von Schlawe, und Jesko, fürstlicher Beamter (famulus) von Rügenwalde, unser vielgeliebter Vaterbruder, bekunden mit reiflicher Ueberlegung unserer Freunde, mit Uebereinstimmung unserer Ratgeber, sowie aus eigenem Entschluß den achtbaren Männern, sowohl den gegenwärtigen als auch den zukünftigen Einwohnern der Stadt Stolp in Pommern, daß Wir das Gehege (indago) Arrendeshagen, sowie den ganzen und ungeteilten Hafen Stolpmünde zu beiden Seiten des Stolpeflusses und Alles und Jedes, was jetzt gegenwärtig und in Zukunft hinzukommen kann, auf diese Art verteilt haben: […]


Dieses Gebiet haben Wir unter Benennung eines wahren Kaufes übertragen, gegeben und abgetreten mit allen Gerechtsamen, Gerichtsbarkeit, eigener Nutzung, nichtsdestoweniger mit der Freiheit aller der daraus fließenden Einkünfte, mit dem Patronatsrechte, mit jeglicher Jagdgerechtigkeit, mit Wiesen, Gräsern, Heu, Triften, Wäldern, Gebüschen, Sümpfen, Holz, mit bebauten und unbebauten Feldern, Fußsteigen, Wegen und Hecken, Krügen, Mühlen, Gewässern, Fischfang in den Gewässern, so wie Wir unsern alten Vorfahren von Alters her, nach altem hergebrachten Erbrecht, zu jeder Zeit frei und ungestört besessen haben und ohne Einspruch (quiete) verteilt haben.


Daher sprechen wir die Bürger der Stadt Stolp von allen besonderen Diensten, Arbeiten und von jeder Art von Geldleistungen, fernerhin an uns zu tun und zu geben, für frei, quitt und los. […] Wegen dieser Übertragung und Schenkung sollen die schon genannten Bürger in jedem Jahre ein Paar Stiefel im Werte von acht slawischen Schillingen (solidis) oder auch nur acht slawische Schillinge am Martinstage mit Rücksicht auf die Anerkennung und die Untertänigkeitspflicht (recognitionis et subjectionis) an Uns oder unsere Erben ohne Weigerung zahlen. Damit aber niemand von unseren Nachkommen sich dieser Tat widersetze, so haben wir vorliegende Schrift mit unserm Insiegel bekräftigen lassen.“27


Aus diesem Vertrag geht deutlich hervor, dass sich Jesko von Schlawe und sein Onkel als rechtmäßige Eigentümer dieses Gebietes sahen, das schon seit langer Zeit im Besitz ihrer Familie war und über das sie frei verfügen konnten. Durch den Verkauf ging nicht nur das Land, sondern gingen auch alle damit verbundenen Rechte auf die Stadt über,28 die wie Fischfang, Jagdgerechtigkeit und Gerichtsbarkeit als landesherrliche Rechte anzusehen sind.29 Die jährliche Übergabe von ein Paar Stiefeln bzw. 8 slawischen Pfennigen sieht Kratz als Anerkennung dafür, dass „die Verkäufer Schutz als Lehnsherren“ zusagen.30 Unter dem Aspekt, dass die Swenzonen sich als Landesherr in ihrem Eigentum sahen, ist allerdings zu fragen, ob hier nicht eine Art symbolischer Grundzins vorliegt, zumal die Stadt zwar an ihre Untertänigkeitspflicht jährlich erinnert wurde, sie zugleich aber von allen Diensten, Arbeiten und Geldleistungen befreit war.


1366 erwarben die Stolper Bürger Herder Tramme und Johannes Darsow von Heinrich Puttkamer-Strellin die Alt Strelliner Mühle mit 560 Morgen Land für 120 Mark und eine jährliche Pacht von 6 Mark.31 Laudan vermutet in ihnen – in Hinblick auf die Ergebnisse Benls sicherlich zu Recht – Beauftragte der Stadt.32 Diese Mühle, die später abgerissen und neu gebaut wurde (Neumühle), verkaufte die Stadt 1437 an das Hospital St. Spiritus.33


Der Kauf des südwestlichen Teils der Loitz mit dem Gut Pretntze und damit auch das Gebiet, auf dem später das Dorf Podewilshausen entstand, wird unterschiedlich datiert. Laudan datiert ihn auf das Jahr 137034 wie auch Brüggemann35. In einer Akte aus dem 18. Jahrhundert, als „Lib. Secundum vom Eigenthumb“36 betitelt, wird jedoch vermerkt: „Die Loitz in Teil mit dem Prentzen Hoff ao 1317 von Claus Tetzitz u. seinem Sohn gekauft.“ Verwiesen wird dabei auf ein Protokoll, „so bey den arrende Vertrage befindlich.“ Dieser Vertrag ist nicht erhalten.


Um 1370 war die Zeit der bewaffneten Erbauseinandersetzungen um Pommern-Wolgast nach dem Tod von Barnim IV. im Jahr 1365. Nach einem Vergleich im Jahr 1368 durch Vermittlung des Kaisers Karl IV. kam es 1372 zu einer Regelung, die eine neue Landesteilung mit sich brachte. Bogislav V. erhielt den östlich der Swine gelegenen Teil von Pommern-Wolgast, der allerdings in drei nicht verbundene Gebiete geteilt war: Stargard, Kammin (das ist der spätere Kreis Cammin), das Regagebiet, ferner Belgard-Neustettin und schließlich Stolp-Schlawe-Rügenwalde. Dieser Landesteil erhielt den Namen „Pommern-Stolp“ oder „Herzogtum zu Stolpe“. 1402 wurde unter seinen Nachkommen eine erneute Aufteilung vorgenommen, in der Barnim V. Stolp, Schlawe und Neustettin übernahm und die mit seinem Tod – wahrscheinlich 1405 – beendet war.


Das 14. Jahrhundert war also für die Stadt Stolp ungeachtet des Streits um die Herrschaft im Land wirtschaftlich eine sehr erfolgreiche Zeit. Auch abgesehen vom Landerwerb gewann Stolp an Bedeutung. Mit der wirtschaftlichen Kraft stieg auch der politische Einfluss bzw. die Notwendigkeit seitens der Herzöge, die Privilegien der Stadt nicht anzutasten, ja sogar auszuweiten. Um 1320 wurde den Ständen das Recht gewährt, die Besetzung wichtiger Ämter durch ihre Zustimmung oder Ablehnung entscheidend zu beeinflussen bis hin zu der Bedingung, dass der jeweilige Amtsinhaber im Land geboren sein musste.37 1348 gestanden die Wolgaster Herzöge dem Rat der Stadt und den Rittern des Stolper Landes ein Sonderrecht zu. Sie gestatteten ihnen, „im Falle der Mißachtung ihrer Rechte durch die Landesherrschaft eine ‚Einung‘ […] einzugehen und nötigenfalls sogar einen neuen Landesherrn zu wählen“38. Im Gegensatz zu Haken, der diesem Sonderrecht jegliche Bedeutung abspricht, sieht Bonin darin „die letzte Konsequenz aus der mittelalterlichen Staatsauffassung, daß die Treue der Untertanen bedingt sei durch die Achtung der Fürsten vor ihren Rechten“39. Von Puttkamer stellt diesen Vorgang nicht unter einen ethischen, sondern unter einen politischen Aspekt und bezeichnet ihn als die „Magna Charta des Stolper Landes. Diese Magna Charta des Stolper Landes wurde 1372 und 1374 erneuert.“40 Nicht nur im Recht des Widerstandes, sondern auch in den Einigungen wird die politische Macht von Rittern und Städten deutlich. „Unter ‚Einigungen’ versteht man im ausgehenden Mittelalter vertragliche Zusammenschlüsse (Ritterbünde, Städtebünde oder auch Bünde zwischen Rittern und Städten), insbesondere zur Sicherung des Landfriedens, aber auch zur Erreichung anderer politischer Ziele. Sie wollen in Notzeiten die fürstliche Gewalt ersetzen. In Polen werden sie Konföderationen genannt, eine Bezeichnung, die auch in Pommern vorkommt.“41


Ein Beispiel für die städtische Finanzkraft und das daraus resultierende politische Gewicht war die Bürgschaft der Städte des Landes Schlawe-Stolp für die Geldanleihen der Herzöge bei dem Orden in den Jahren 1388 und 139242 ebenso, wie es die verschiedenen Einigungen bzw. Bündnisse der Städte waren, mit denen sie sich gegenseitig unterstützten oder ihre eigenen Interessen absicherten.43 Die Stadt wurde 138244 zur Hansestadt,45 trieb Handel mit dem Binnenland, u.a. auch mit Polen, und prägte eigene Münzen.46 Der geschwächten Fürstenmacht im 14. und in der ersten Hälfte des 15. Jhahrhunderts47 stand mit dem Adel und den Städten, also auch mit der Stadt Stolp, eine ständische Macht gegenüber. Wie andere Städte hatte sie ihren Einfluss über die Stadtgrenzen hinaus durch weitere Landkäufe ausgedehnt.48 1426 wurde Strickershagen erworben, 1517 war der in Teilen vollzogene Kauf von Rathsdamnitz abgeschlossen. Mit Rathsdamnitz wurde auch ein weiterer Teil der Loitz erworben, Lüllemin und Krussen waren zunächst Pfandgüter, 1494 wurden sie dann endgültig Eigentumsdörfer. Wann und wie Schmaatz als Kämmereidorf zur Stadt kam, lässt sich nicht mehr eindeutig feststellen.49





17    Nach Pagel, K.-H.: Landkreis, S. 943, handelte es sich bei dem Vertrag von 1337 nicht um einen Kauf, „sondern um die Anerkennung eines bestehenden Zustandes“.


18    Bonin, R.: Geschichte, S. 15. Zur Größe des Hufenmaßes vgl. Laudan, O.: Geschichte, S. 6. Laudan weist zur Umrechnung der Hufe auf verschiedene Maße hin.: die preuß. Hufe = 7,66 ha = 30 Morgen, die pommersche Hufe = 19 ha = 76 Morgen, die Stolper Hufe = im Durchschnitt 15 ha = 60 Morgen. Nach der Stolper Hufe hätte die Stadt 12 000 Morgen erhalten, nach der pommerschen Hufe 15 200 Morgen. Laudan bemerkt: „Der Gesamtinhalt der heutigen Feldmark ist 15 600 Morgen.“ Er kommt zu dem Schluss, „daß es sich bei der Verleihung 1310 um das Stadtgebiet handelt, wie es im Großen und Ganzen heute noch besteht“. Vgl. auch Münch: Relikte, S. 111.


19    Vgl. Morré, F.: Swenzonen, S. 67


20    Vgl. Laudan, O.: Geschichte, S. 6f., 13f.


21    Vgl. Puttkamer, E. von: Geschichte, S. 23


22    Puttkamer, E. von: Geschichte, S. 25


23    Vgl. Bonin, R.: Geschichte, S. 22


24    Vgl. Puttkamer, E. von: Geschichte, S. 178, vermerkt, dass Jesko I. genannt von Schlawe, sich dieses Geld von der Stadt Schlawe leihen musste.


25    Nach Laudan, O.: Geschichte, S. 7, liegt Klein Strellin auf diesem Gebiet, er sieht es als erst nach dem Kauf entstandene deutsche Siedlung an. Letzteres trifft nicht zu, da Mestwin II. 1281 dem Kloster zu Belbuck zur Ausstattung des Prämonstratenser-Nonnenklosters u.a. den Zehnten von Strellin zuspricht (vgl. Bonin, R.: Geschichte, S. 11). Seine Annahme der Lage des Ortes berichtigt er in dem Artikel „600 Jahre Stolper Eigentum“ (OH 1937, Nr. 5) zweifach. Die von ihm gezeichnete Karte zeigt den Ort außerhalb des 1337 erworbenen Gebietes, außerdem schreibt er, dass die Stadt das Dorf 1366 von Heinrich von Puttkamer gekauft habe.


26    Benl, R.: Pommern, S. 80


27    Es folgen 16 Namen und die Erwähnung von anderen glaubwürdigen Leuten. Otto Laudan hat den Kaufvertrag aus dem Lateinischen übersetzt und mit einer Karte versehen in der Ostpommerschen Heimat 1937, Nr. 5 veröffentlicht.


28    Vgl. Wienfort, M.: Patrimonialgerichte, S. 14


29    Vgl. Morré, F.: Swenzonen, S. 67


30    Kratz, G.: Städte, S. 418. Dass die Swenzonen Vasallen haben, die Adlige des Landes Schlawe sind, geht aus den Urkunden der Swenzonen hervor. In der Arnshagener-Stolpmünder Urkunde sind die ersten drei Zeugen Vasallen der Swenzonen. Zur Stadt Köslin, deren Bürgermeister ebenfalls Zeuge war, unterhielten die Swenzonen gute Beziehungen, vgl. dazu Morré, F.: Swenzonen, S. 73f. und 77.


31    Vgl. dazu Puttkamer, E. von: Geschichte, S. 184: „Eine Urkunde vom 9.12.1366 im ehemaligen Stolper Stadtarchiv nennt einen Hinricus putkumer van Strelyn (Gr. Strellin, nördlich von Stolp), der die Mühle von Gr. Strellin verkauft. Er ist anscheinend identisch mit Hinricus Pudkummer, der 1374 bei der Erneuerung der Privilegien der Stadt Stolp durch Herzog Kasimir IV. als Zeuge genannt wird. […] Daß Gr. Strellin jemals puttkamerscher Besitz war, ist nicht überliefert. Es ist nicht möglich, einen Nachweis über die Abstammung dieses Heinrich zu erbringen; seine Existenz scheint aber durch die zweifache Nennung als erwiesen.“


32    Vgl. Laudan, O.: Geschichte, S. 8


33    Vgl. Borck, O./Bonin, R.: Hospitäler, S. 6


34    Vgl. Laudan, O.: Geschichte, S. 7


35    Vgl. Brüggemann, L. W.: Beschreibung, Bd. II/II, S. 929


36    LAG, Rep 38 b (Stolp), 1429


37    Vgl. Spahn, M.: Verfassung, S. 7


38    Benl, R.: Pommern, S. 93. Benl nennt dieses verbriefte Recht „geradezu ein Widerstandsrecht“.


39    Bonin, R.: Geschichte, S. 26


40    Puttkamer, E. von: Geschichte, S. 30f.


41    Puttkamer, E. von: Geschichte, S. 31, Anm. 32, vgl. auch Bonin, R.: Geschichte, S. 37–39


42    Vgl. Puttkamer, E. von: Geschichte, S. 41, Anm. 18; zur genauen Geschichte dieser Bürgschaft vgl. Bonin, R.: Geschichte, S. 30 ff.


43    Vgl. Bonin, R.: Geschichte, S. 37–39


44    Vgl. Bonin, R.: Geschichte, S. 43, der die Umstände der Aufnahme schildert und aus den Hanserezessen die Aufnahme belegt. Auch Branig, H.: Geschichte Bd. 1, S. 31, sieht 1382 als das Jahr der Mitgliedschaft in der Hanse. Vgl. auch Eisermann, W.: Nachklänge, in: OH 1936, Nr. 20. – Die Jahreszahl 1365 als Datum der spätesten Aufnahme findet sich ohne Quellenbeleg bei Puttkamer, E. von: Geschichte, S. 32, die allerdings auf S. 33, Anm. 43, ohne weitere Jahresangaben von einer schwankenden Datierung spricht, jedoch einen Beginn der Mitgliedschaft nach 1365 ausschließt.


45    Puttkamer, E. von: Geschichte, S. 33, Anm. 43, sieht Stolp wie auch Rügenwalde nur als mittelbares Mitglied der Hanse. Dagegen stellt Carsten, F. L.: Entstehung, S. 80, fest: „In Ostpommern beteiligten sich nur Kolberg und Stargard mit Truppenkontingenten an den Rüstungen der Hanse, obwohl auch die weiter östlich liegenden Städte Rügenwalde und Stolp unmittelbare Hansemitglieder waren.“


46    1368 erhält sie von Bogislav V. das Recht, Finkenaugen-Pfennige und andere pommersche Münzen zu prägen, vgl. Bonin, R.: Geschichte, S. 26, vgl. dagegen Kratz, G./Klempin, R.: Städte, S. 419, die in der Urkunde über die Erlaubnis zur Münzprägung eine Fälschung sehen.


47    Vgl. dazu unter dem Aspekt des Landbesitzes der Herzöge Branig, H.: Geschichte Bd. 1, S. 36f., der auf den teils beträchtlichen Kämmereibesitz der Städte und den großen Klosterbesitz hinweist. Hinzu kommt die Geldnot der Herzöge, die zur zeitweiligen Verpfändung von Teilen ihres Besitzes führt.


48    Wie Stolp erwarben auch andere Städte Besitz. Stralsund kaufte zwischen 1275 und 1325 wenigstens 21 Dörfer und hatte dazu noch Besitz in neun anderen, Stettin besaß acht Dörfer, zwei Inseln, drei slawische Fischerdörfer und Besitztum in zwölf weiteren Dörfern, Demmin zehn Dörfer, Anklam acht, vgl. hierzu Carsten, F. L.: Entstehung, S. 73.


49    Seils, H.: Beiträge, Bd. 1, S. 7, datiert die Erwerbung vor 1492.




4. Vom freien Bauern zum unfreien Untertan


Siedlungsträger waren in Pommern Klöster50 und deutsche Ritter (ab 1235).51 Die Klöster wurden mit Land und Einkünften verschiedener Provenienz ausgestattet. Während die älteren Klöster zunächst mit Orten und Land in ihrer Nähe versehen wurden, war das zum Kloster gehörende Land ab dem 13. Jahrhundert sehr weit gestreut, ebenso auch die Herkunft der verschiedenen Einkünfte. Die ersten Klöster lagen in altbesiedeltem Gebiet, und die ihnen zugesprochenen Orte werden namentlich genannt. Die Klöster hatten geistliche Aufgaben, sodass ihre Ausstattung der unmittelbaren Versorgung diente. Die späteren großräumigen Gebietszuweisungen sind nicht durch Ortsnamen, sondern durch die Nennung einer Gesamthufenzahl und Hinweise auf natürliche Grenzen dieses Gebietes gekennzeichnet. Es handelte sich um bisher unbesiedeltes Land, für das das jeweilige Kloster Siedlungsträger sein sollte.52 Es war zunächst also das Kloster, mit dem deutsche Rechtsnormen kamen. Diese Rechtsnorm der neu siedelnden Bauern wird als ius teutonicum (deutsches Recht) bezeichnet. Benl relativiert die den Klöstern allgemein zugemessene besondere Bedeutung als aktiver Siedlungsträger: „Da aus dem 13. Jahrhundert fast ausschließlich für geistliche Einrichtungen ausgestellte Urkunden überliefert sind, das damalige Geschehen sich heute in seinen Verhältnissen gewissermaßen verzerrt darstellt, hat man den tätigen Anteil der Klöster und Stifte an der deutschen Siedlung früher überschätzt.“53 Als für die Siedlung wichtige Klöster nennt er Kolbatz, Neuenkamp und Buckow.




Der mit der Ostsiedlung fest verbundene Begriff ius teutonicum scheint es nahezulegen, dass die Siedler nach Pommern ebenso wie in die anderen Gebiete ein im Deutschen Reich allgemeingültiges Recht mitbrachten, das beim Siedlungsvorgang als maßgebend angewandt wurde. Dass aber davon nicht die Rede sein kann, zeigt nicht nur der Blick auf die Landkarte mit der Vielzahl von unterschiedlichen Ländern und Ländchen, sondern auch das Fehlen eines solchen Begriffs im Deutschen Reich.54 Zwar gab es auch im alten Reichsgebiet Bauern, die durch Rodung neue Siedlungen größerer oder kleinerer Art – z. B. als Ausbau älterer Anlagen – schufen, die als frei und deren Höfe als Freigüter bezeichnet wurden,55 nur konnte im Inland diese Bezeichnung für ihr besonderes Recht natürlich nicht entstehen. Der Begriff ius theutonicum weist in den nicht deutschen Sprachraum und zeigt zugleich an, dass hier ein neu hinzugekommener Teil der Bevölkerung nicht dem einheimischen Recht unterliegt.56 Aber es ist nicht als mitgebrachte und schon vor den Neusiedlungen vorhandene Einheit anzusehen, sondern ist mit und durch die Siedlungsvorgänge entstanden, letztlich ein sich entwickelndes Recht, in das unterschiedliche Elemente aufgenommen worden sind.57 Ursprungsgebiet dieses Rechts sind die Niederlande, wo „schon um die Jahrtausendwende eine rege Neulandgewinnung einsetzte“58. Aufnahme, Anpassung und eine weitere Entwicklung dieses als holländisch/hollisch oder flämisch bekannten Rechts, mit dem der Lokator verbunden war, fand im nord- und mitteldeutschen Raum statt. Die Lokatoren vermittelten die Siedlung bzw. den Siedlungsort, dem sie als Erbschulzen vorstanden. Die im wörtlichen Sinn grundlegende Sicherheit für die Siedler war das erbliche Besitzrecht, das mit dem Privileg der persönlichen Freiheit verbunden war. Zugesichert war den Siedlern auch ihre eigene Gerichtsbarkeit.59 Aus den Hägersiedlungen floss die Freizügigkeit bei der Veräußerung der Höfe in das Recht ein. Hinzu kam aus dem Landsiedelrecht der Anspruch des Bauern, der seinen Hof verlassen wollte, auf den erwirtschafteten Mehrwert, die „Besserung“. Diese Privilegien „waren allen Varianten älterer Besitzrechte gemeinsam, und deshalb konnten sie auch zu einer allgemeinen Bezeichnung verwendet werden“60. Im Osten wurde bei der Ansiedlung von Deutschen daraus dann das ius teutonicum.61 Träger des Rechts war in allen Fällen nie ein Einzelner, sondern immer der Personenverband der Siedler. Demnach kann von einem Recht der Deutschen (ius teutonicorum) gesprochen werden.62 In der Außenbetrachtung der ansässigen Bevölkerung wurde daraus eine den Siedlern nicht wegen der Ansiedlung gegebene Berechtigung, sondern ein Recht, das den Deutschen per se zustand. Einen weiteren Hinweis auf die Personengebundenheit dieses Rechts gibt der Begriff ius, der zu dieser Zeit im Gegensatz zu lex an subjektive Rechte/Berechtigungen gebunden war, also kein Recht darstellte, auf das sich jeder berufen konnte.63 Deutlich wird damit der beschränkte Inhalt dieses Rechts. Aus dem Siedlungsvorgang erwachsen hatte es auch nur diesen und die damit verbundenen Folgen im Blick. Andere Personengruppen erlangten dieses Recht dann, wenn es ihnen ausdrücklich zugesprochen, ein slawisches Dorf z.B. nach deutschem Recht umgesetzt wurde. Damit ist aber auch ersichtlich, dass dieses Recht unter bestimmten Bedingungen auf andere Volksgruppen übertragbar war, eben als ein Instrument, das die Rechtsverhältnisse bezüglich des zu besiedelnden oder schon besiedelten Landes klärte ebenso wie die Frage der Rechtsprechung. Diese die Ansiedlung tragenden Elemente der gesicherten Rechtsgrundlage waren in den offensichtlich vielfachen Sonderformen vorhanden und machten den Weg in ein neues Land attraktiv.


Für die einwandernden Bauern, die das Land erst urbar machen mussten, bedeutete dieses Recht, dass sie ihren Hof als Erbzinsgut erhielten, d.h., sie besaßen ein uneingeschränkt vererbliches und veräußerliches Untereigentum und zahlten nach Freijahren dem Landesherrn als Obereigentümer einen festen Zins in Geld oder Naturalien.64 Hinzu kamen die persönliche Freiheit65 und eine Selbstverwaltung der Dorfgemeinschaft, ausgestattet mit der niederen Gerichtsbarkeit.66 Im Gegensatz zur späteren Zeiten, so stellt Conrad fest, umschloss diese als Zeichen der persönlichen Unabhängigkeit alle „in der rechtlich gesicherten Mitwirkung des Einzelnen bei den Lebensentscheidungen der Gemeinschaft, in der Mitverwaltung und der Mitwirkung bei Gericht, selbst wenn ein gemeinschaftliches Eigentum nicht vorhanden war“67. Vor Augen hat er dabei das sächsische Recht, während im hollischen oder flämischen Recht Schöffen die Gesamtgemeinde vertraten,68 ohne dass dadurch deren Unabhängigkeit eingeschränkt wurde. Diese Rechte galten für alle Siedler, ob sie nun auf kirchlichem Gebiet, dem Eigentum des Landesherrn oder dem Land eines Ritters sesshaft wurden. Auch in den Kämmereidörfern finden sich Schulz und Schöffen.69 Vorhanden waren diese Rechte bereits im letzten Drittel des 12. Jahrhunderts in den Stifts- und Klosterdörfern.70 Auch die äußeren Umstände waren damals ein Garant der Rechtssicherheit; denn jedem lag bei der Größe des unbesiedelten Landes daran, seine Bauern zu halten.


Die mit der Durchführung der Besiedlung befassten Lokatoren im geistlichen oder weltlichen Auftrag warben in ihrer Heimat oder in ihnen gut bekannten Gegenden um Siedler. Das Interesse des Landesherrn richtete sich auf den wirtschaftlichen Zuwachs durch die Urbarmachung des Landes und den Anstieg der Bevölkerung. Wenn der Lokator nicht selbst das Unternehmen finanzierte, war für ihn im neuen Ort das Amt des Erbschulzen vorgesehen, der gegenüber den anderen Bauern mehr Hufen erhielt, die zudem abgabenfrei waren.71 Hinzu kamen die Einkünfte aus der niederen Gerichtsbarkeit,72 von denen er meist ein Drittel, der Siedlungsträger zwei Drittel erhielt.73 Carsten weist darauf hin, dass es in Pommern im Gegensatz zu Brandenburg durchaus Fälle gab, bei denen der Grundbesitzer zugleich Lokator und Dorfschulze war. Anreiz waren die abgabenfreien Hufen des Dorfschulzen. Diese Schulzenhufen wurden teilweise schon recht früh von Grundherren aufgekauft, ohne dass sie damit das Amt in der niederen Gerichtsbarkeit übernahmen, für das dann ein Amtsträger ernannt wurde.74


Dass das Amt des Schulzen wie auch das der Schöffen in der Folgezeit nicht auf die deutschen Siedler beschränkt war,75 zeigt, dass man einheitliche Verhältnisse bzw. ein einheitliches Recht schaffen wollte. Notwendig war dies sicher auch, weil deutsche Dörfer, je weiter man östlich der Oder kam, nicht sehr häufig waren. So erhielten z.B. die Zisterzienser das Recht, auch Slawen anzusiedeln, da die Mönche für die Urbarmachung ihrer Ländereien durch Dorfgründungen nicht genügend deutsche Bauern fanden. Auch für sie galt wie für die Deutschen das ius teutonicum, das deutsche Recht, dies jedoch geknüpft an die Bedingung, dass ihre Ansiedlung von Dauer war und sie dafür einen Bürgen benannten.76 Während Piskorski eine Kolonisation zu polnischem Recht, die der deutschen Kolonisation vorausgegangen ist, ausschließt,77 scheibt Slaski: „Die schnelle Verbreitung des sogenannten deutschen Rechts in Pommern hatte die Bedeutung der früheren Reformen in den Hintergrund geschoben.“78 Er stellt für das 12. und die erste Hälfte des 13. Jahrhunderts ein „pomoranisches Siedlerrecht“ fest, das er auch als „Ausbildung eines gewissen Brauchs“ bezeichnet, worunter er die verbesserten Lebensbedingungen der Einheimischen als Siedler auf zu rodendem Land subsumiert, notwendig geworden angesichts des Mangels an Arbeitskräften.79 Entwickelt worden sei es als Reaktion auf die Agrarreformen im westlichen Europa, an deren Übermittlung die deutschen Geistlichen und Hofleute entscheidend Anteil gehabt hätten. Benl schreibt dazu: „Die schließliche Rekonstruktion eines pomeranischen Siedlerrechts, dessen Hauptmerkmale Freizügigkeit, begrenztes Besitzrecht und Grundrente gewesen seien, bewegt sich auf dem Gebiet beliebigen Vermutens. Der Hauptfehler S.s bei seinen Ausführungen zu den vordeutschen (Rechts-) Verhältnissen liegt darin, daß er verkennt, wie stark deren Erscheinungen allesamt bereits von dem seit der Christianisierung in Pommern wirksamen deutschen Vorbild geprägt gewesen sind.“80


Hatte das deutsche Recht also zunächst ethnischen Charakter, so verlor sich dieser aufgrund des Mangels an Neusiedlern. Mit seiner Übertragung auf die einheimische Bevölkerung erlangte es „Verfassungscharakter“.81 Nach Piskorski gilt dies auch für die Bereiche um Schlawe und Stolp, wo die Deutschen im Vergleich zu anderen Siedlungsgebieten nicht sehr zahlreich waren.82 Die Verschmelzung der beiden Bevölkerungsgruppen und die Angleichung der Slawen an die deutschen Verhältnisse machten offenbar recht rasche Fortschritte, sodass im 14. Jahrhundert der Begriff Slawe sich nicht an der Volkszugehörigkeit, sondern an dem Festhalten an der slawischen Methode der Landwirtschaft festmachte.83 Inwieweit dies auch für Hinterpommern zutrifft, ist fraglich, da dort „die slawischen Inseln […] bis an die Wende des 19. zum 20. Jahrhundert überdauerten“84. Während Piskorski auf die von den Deutschen mitgebrachten fortschrittlichen Geräte zur Bodenbearbeitung hinweist und hervorhebt, dass „die Dreifelderwirtschaft zusammen mit der regelmäßigen Hufenflur […] in den polnischen Quellen als deutsches System (mos Teutonicus) bezeugt ist“85, ist nach Dittrich das „kulturelle Gefälle“ zwischen Deutschen und Slawen keineswegs so groß gewesen, wie es in der Literatur immer wieder beschrieben wird: „Funde der Archäologie haben ergeben, daß schon vor Ankunft deutscher Siedler die slawische Landwirtschaft das Dreifeldersystem, den Scharpflug und eine Reihe technischer Neuheiten kannte und benutzte […]“86 Wie für Dittrich bestehen auch für Wunder auf dem landwirtschaftlichen Gebiet keine so großen Unterschiede zwischen Slawen und Deutschen. Sie sieht darin die Voraussetzung, „daß eine Einbeziehung der slavischen Bauern in den Kolonisationsprozeß ohne weiteres möglich war“87.


Wesentliche Merkmale der Siedlung waren also aus der Sicht der bäuerlichen Neusiedler das Erbzinsrecht und die persönliche Freiheit. Die Grundherren erhielten den Erbzins meist als Geld, das der selbstständig wirtschaftende Bauer durch den Verkauf seiner Produkte in den neu gegründeten Städten oder kleineren Marktflecken erworben hatte.88 Auch die Rodungsbauern der späteren Stolper Kämmereidörfer werden ihren Hof in dieser Phase der Ansiedlung als Erbzinsgut erhalten haben. Die Gründung der Dörfer, soweit es sich aus unterschiedlichen Angaben erschließen lässt und soweit es keine schon vorhandenen Siedlungen waren, erfolgte zu einer Zeit, als noch nichts auf ein Interesse der jeweiligen Grundherren an eigenen Gutswirtschaften, Vor- oder Ackerwerken hinwies. Nach Pagel89 hat das deutsche Dorf Arnshagen schon 1310 bestanden, es wird im 13. Jahrhundert mehrfach erwähnt. Für Klein Strellin ist keine Jahreszahl angegeben, es ist als slawische Siedlung anzusehen, neben der das deutsche Dorf Groß Strellin entstand. Wie andere slawische Dörfer auch ist es wahrscheinlich zu deutschem Recht umgesetzt worden. Für Strickershagen fehlt die Entstehungszeit. Der Ort ist eine deutsche Siedlung, Lehnsherren waren die Äbte von Belbuck, die es 1426 verkauften. Nipnow ging 1285 als Geschenk Mestwins II. an das Nonnenkloster in Stolp. Schmaatz erhielt 1315 Kasimir Svenzo vom Markgrafen Waldemar von Brandenburg als Lehen. Inwieweit zu diesem Zeitpunkt nur Slawen oder Slawen und Deutsche dort wohnten, lässt sich nicht sagen. Das gilt auch für Damnitz, das ursprünglich keine deutsche Siedlung war. Ursache für den Verkauf von Damnitz, das in fünf Teilgebieten an die Stadt gelangte, könnte der Geldmangel ihrer ehemaligen Besitzer sein, zumal gerade in dieser Zeit – im 14./15. Jahrhundert – auch an anderen Orten ein Verkauf von Gütern/Dörfern durch Adlige stattfand. Ein dokumentiertes Beispiel dafür ist Krussen, wahrscheinlich slawischen Ursprungs, das als Pfandgut 1450 an die Stadt kam, auch der spätere Einspruch der Ritter Versen gegen den Besitz durch die Stadt spricht dafür. Lüllemin, ursprünglich ein Panengut des kaschubischen Adels, könnte auf ähnliche Art in den Besitz der Stadt gelangt sein.90 Eine Siedlung seit ältester Zeit ist Stolpmünde.


Im 13. Jahrhundert gelangten deutsche Siedler „östlich von Pyritz bis nach Schiefelbein und Köslin. […] Die erste Hälfte des 14. Jahrhunderts ergänzte diese Siedlungen vor allem über Schiefelbein und Köslin hinaus bis nach Lauenburg und Schlochau in Hinterpommern.“91 Die Zahl der überwiegend bäuerlichen Siedler ist mit ungefähr 200 000 anzunehmen, und zwar „in dem Gebiet von der Elbe und Saale bis in das östliche Pommern und Schlesien, ferner nach Ostpreußen“92. Hinsichtlich


ihrer Rechtsstellung sieht Henning das deutsche Recht als selbstverständlich an und begründet dies schlüssig mit den Motiven der Auswanderer und der Situation im Einwanderungsgebiet. „Man kann im allgemeinen davon ausgehen, daß die neuen deutschen Ansiedlungen im Rahmen der Ostkolonisation nach diesem freibäuerlichen Recht erfolgten, d.h., daß die feudalherrlichen Abhängigkeiten relativ gering waren und sich auf eine Art Anerkennungsgebühr für die Überlassung des Bodens beschränkten.“93 Auf diese ursprüngliche Rechtsposition der Siedler im 13. und 14. Jahrhundert in Hinterpommern wie in Niederschlesien, der Lausitz und der Neumark macht M. Weber aufmerksam.94 Die für die Landwirtschaft nutzbaren Flächen waren zwar in Altdeutschland um mehr als die Hälfte ausgedehnt worden, hielten aber mit der steigenden Zahl der Bevölkerung (Anstieg um 83 Prozent) nicht Schritt. Eine nicht immer ausreichende Nahrungsmenge deutete auf Hungerzeiten bei schlechten Ernteerträgen hin. Ein wesentliches Motiv bei der Neusiedlung war also eine ausreichende Ackergröße, wobei eine soziale Differenzierung durch die unterschiedliche Größe des Hofes nicht vorhanden war. Alle Siedler mit Ausnahme des Lokators erhielten die gleiche Flächenanzahl für ihren Hof, waren hinsichtlich der Abgaben und anderen Verpflichtungen gleichgestellt. „Die Gleichrangigkeit der Siedler war ein wichtiger Unterschied zu den Verhältnissen im Bereich der Agrarverfassung Westdeutschlands.“95 Einer Einschränkung der Freiheit widersprach die Situation im Siedlungsgebiet, in dem die Bevölkerungsdichte gering war, während Boden reichlich vorhanden war. Die Arbeit der Siedler machte „den Boden durch Rodung erst zu einem wirtschaftlich rentablen Objekt“96. Eine rechtliche Einschränkung sowohl im persönlichen wie im wirtschaftlichen Bereich wäre dem angestrebten Ziel, die Wirtschaftskraft des Landes zu erhöhen, nicht dienlich gewesen. Gleiches gilt auch für die weiter nach Osten, also auch nach Hinterpommern sich fortsetzende Siedlung, zumal sie von den Nachkommen der Siedlerfamilien getragen wurde.97 Das Fehlen ländlicher Rechtsquellen verwundert wenig, denn: „Die pommerschen ‚hospites‘ waren von Anfang an die Dorfsiedler (oder Kaufleute), die man zu deutschem Recht ansetzte“, so der Hinweis von Piskorski.98 Der im Dorf siedelnde Bauer und der in der Stadt wohnende Kaufmann hatten keine unterschiedlichen Rechte. Eine rechtliche Gleichheit war auch weiterhin gegeben, als den Städten in Pommern das Magdeburger oder Lübecker Recht verliehen wurde. Diese galten nicht nur für die Städter, sondern auch für die Landbevölkerung.99 Insofern fehlt hier auch kein spezielles ländliches Recht. Thieme schreibt dazu: „Das sächsische, das Kulmer Recht, das Lübische – sie waren Größen, mit denen man rechnen, auf die man sich leichter stützen und berufen konnte als auf lokale Gewohnheiten wie im Alt-Siedelgebiet, aber sie waren deshalb nicht weniger populär, nicht weniger volkstümlich.“100 Das lässt sich auch mit dem Juristen Mevius belegen, seit 1653 Vizepräsident des Wismarer Tribunals und Vertreter des Usus modernus, der ein ausgewiesener Kenner des Lübischen Rechts war.101


Im Gegensatz zur bisher dargelegten Rechtslage der deutschen Bauern kommt Harnisch zu einem gänzlich anderen Ergebnis. Er sieht die Besiedlung von Beginn an unter lassitischem Recht, sodass die Umgestaltung der Grundherrschaft zur Gutsherrschaft im Rechtsverhältnis der Bauern keinerlei Veränderung brachte.102 Dabei geht er von der Struktur der Landgemeinde unter der Leitung eines Schulzen aus, wie sie für Hinterpommern und damit auch für die Kämmereidörfer typisch war. Als Belege führt er an:




	„Der Organisation des Gemeindevorstandes einer Schulzengemeinde ist von vorneherein ein viel stärkeres Übergewicht der Feudalgewalten immanent, als das bei der dualistischen Gemeinde des Altsiedellandes möglich war.“103



	
Der Schulz vereint in seiner Person sowohl herrschaftliche wie gemeindliche Funktionen. Von daher erklärt Harnisch auch das Fehlen von „ländlichen Rechtsquellen“, die entweder eine „Gemeindeautonomie“ voraussetzen oder „die Abgrenzung von Rechten zwischen Herrschaft und Gemeinde“.104



	Das Fehlen ländlicher Rechtsquellen liegt für ihn aber zutiefst darin, das „in der ganz überwiegenden Mehrzahl der Dörfer die Bauern von vorneherein ihre Höfe zu einem Nutzungsrecht erhalten hatten, das keine Eigentumsqualität beinhaltete“105. Zum Ausgangspunkt für die Annahme bloßen Nutzungsrechts schreibt Harnisch, dass diese auf „Massendaten über die kurmärkischen Amtsbauern aus der Mitte des 18. Jahrhunderts sowie der offiziellen Statistik über die gutsherrlich-bäuerlichen Auseinandersetzungen in den preußischen Ostprovinzen bis hin zur Kreisebene“ gründete und dass er unter „Berücksichtigung der Siedlungsgeschichte und der Territorialgeschichte zu der Überzeugung gekommen“106 sei. In seiner von ihm als „retrospektiv“ qualifizierten Analyse der ursprünglichen Verhältnisse stellt er schließlich fest: „In der Kurmark Brandenburg zwischen Elbe und Oder, in der Neumark nördlich der Warthe, in Pommern sowie teilweise auch in Ostpreußen war von vorneherein ein bäuerliches Nutzungsrecht verbreitet, das ohne Eigentumsqualität war.“107 Gestützt sieht er dies auch durch das „Inselvorkommen“ von einigen Dörfern mit Erbzinsbauern im 18. Jahrhundert. Unter der rechtlichen Voraussetzung der bloßen Nutzung konnte sich dann „seit dem Einsetzen der Absatzkonjunktur für Getreide im 16. Jahrhundert die Gutsherrschaft durchsetzen“108.





Diesem geschichtlich rückschließenden Ansatz widerspricht die rechtliche Gleichheit der Stadt- und Landbevölkerung bei der Ansiedlung; denn weder der Städter noch der Bauer verfügte über Eigentum, wohl aber über Besitz. Harnisch setzt beide Begriffe rechtlich gleich und kommt so zu Verkürzungen, die den späteren geschichtlichen Wandel nicht berücksichtigen.109 Eine Eigentumsqualität hatten die Höfe nicht, wohl aber eine vererbbare und veräußerbare Besitzqualität.110 Diese wurde zuungunsten der Bauern beseitigt und schließlich zu einer bloßen Nutzung auf begrenzte Zeit herabgestuft – verbunden mit der Schollenpflicht. Zudem zeichnet Harnisch mit dem Bild des Schulzen eine spätere Entwicklung und nicht die Situation der Ansiedlung.


Allerdings kann der Abstieg der bäuerlichen Bevölkerung in wirtschaftliche Abhängigkeit und persönliche Unfreiheit aufgrund fehlender Quellen nicht in Einzelheiten nachgezeichnet werden. Conrad spricht von einer nur „in Umrissen“ sichtbaren Wandlung der „ländlichen Verhältnisse“.111 Die Ordnung von 1616 setzte den Schlusspunkt unter eine Entwicklung, deren Folgen weit ins 19. Jahrhundert reichten und die auch in den Bevölkerungsverlusten begründet waren. Die Pest breitete sich 1348 von Westen her kommend aus112 und raffte von 1348 bis 1350 auch in Pommern die Menschen dahin.113 Sechs Jahre später kam es zu einem zweiten Ausbruch der Seuche, die nach Kantzow kaum den dritten Teil des Volkes verschonte. Auch im 15. Jahrhundert fehlten die Hungersnöte114 und die Pest nicht. In Stolp waren die Jahre 1439, 1489, 1564, 1589/90, 1602, 1630/31 und 1657 sogenannte Seuchenjahre.115


Um 1350 war die Einwanderung in den Osten so gut wie beendet, sodass es auf diese Art keinen Ausgleich zu den Menschenverlusten gab. Auf dem Land waren unbesetzte Bauernhöfe oder auch verlassene Dörfer die Folge und damit ein Rückgang der Produktion, wobei es bei den Preisen immer wieder aufgrund von Missernten und den daraus sich ergebenden Hungersnöten oder aber in den folgenden Jahrzehnten durch wechselnde Ernteerträge zu erheblichen Schwankungen kam, die als Versorgungs- oder Absatzkrisen zu kennzeichnen sind. Während z. B. die Hungersnot der Jahre 1437/38 die Preise für Brotgetreide in die Höhe trieb,116 sanken sie anschließend deutlich und führten zu einer Absatzkrise. So beschwerte sich der Vogt von Dirschau im Jahr 1444 beim Hochmeister des Deutschen Ordens, dass Leute „aus Polen und aus Pommern hier in das Land ziehen und mit solcher Ware, wie ihre und Eure armen Leute hier im Land auch haben, in allen Städten die Märkte überfüllen, so daß sie und Eure armen Leute ihre Waren stets mehr feiler geben müssen.“117


Der Mangel an Arbeitskräften jedoch zog steigende Löhne nach sich, sodass die unbesetzten Höfe die Einkünfte der Grundherrschaft senkten ebenso wie die hohen Löhne der zur Ackerbestellung ersatzweise gefundenen Arbeiter. Wie die Löhne in der Landwirtschaft oder bei Dienstboten stiegen auch die Preise für handwerkliche Erzeugnisse und andere Handelswaren wie Bier und Salz.


Festzuhalten bleibt zunächst, dass in vielen Ländern Europas die Bevölkerung von der ersten Hälfte des 14. Jahrhunderts bis zum letzten Viertel des 15. Jahrhunderts deutlich sank. Abel geht für Deutschland von einem Verlust von einem Viertel oder mehr aus.118 Von diesem Zeitpunkt an bis in das 17. Jahrhundert hinein nahm die Bevölkerung dann wieder kräftig zu.119 Offensichtlich führte dies aber nicht zur Behebung des Arbeitermangels in der Landwirtschaft; denn zu den Menschenverlusten durch die Pest und die Hungersnöte kam die Abwanderung in die Städte, in denen auch ein ungelernter Arbeiter dank seines guten Lohnes eine gesicherte Existenz fand.120 Auch Stolp machte diese Erfahrung. Bartholdy schreibt: „Besonders charakteristisch war die Bauernbewegung im Stolper Amt. Von 1490 bis 1510 und dann von 1520 und von 1575 wieder steigend herrschte dort eine gewaltige Landflucht. Das Ziel der Flüchtlinge war für gewöhnlich Danzig.“121 Bonin ordnet die entlaufenen Bauern „den herzoglichen und städtischen Gütern“ zu.122 Als Gründe führt Bartholdy, der auch die adligen Güter einbezieht, die steigende Ausnutzung der Güter und bei den Adligen die wachsende Anzahl der Familien an, die davon lebten und sich der unentgeltlichen Arbeitskraft der Bauern in vermehrtem Maße bedienten. Er spricht von Hörigen, deren Auslieferung gefordert, aber von Danzig verweigert wurde. Landesherr, Adel und Städte unterschieden sich nicht,123 und auch in der Folgezeit stimmten ihre Interessen überein. Es galt, die Flucht der Bauern zu verhindern, sie an den Hof zu binden, das Wüstwerden der Höfe zu verhindern. Im 16. Jahrhundert stieg der Getreidepreis wieder, während der Wert des Geldes dadurch sank. Unter dem Getreidepreis blieben die Preise für Gewerbeerzeugnisse zurück, hinter diesen wiederum die Löhne.124 War der Grundherr auf der einen Seite durch die Geldentwertung hinsichtlich der Grundrente der Bauern betroffen, so bestand auf der anderen Seite für die beim Heer nicht mehr benötigten Ritter die Möglichkeit, durch den Ausbau der eigenen Landwirtschaft gute Gewinne zu erzielen. Mit dem wirtschaftlichen Aufschwung suchte man jede Arbeitskraft zu binden. Dies war umso notwendiger, als man mit ihrer kostenlosen Arbeit das Ackerland bestellen, so den Erzeugerpreis senken und die sich im Verkaufspreis niederschlagende Geldentwertung auffangen konnte. Ein vergrößertes Ackerland erforderte entweder mehr Menschen oder die Erhöhung der Dienste; beide Möglichkeiten wurden in Anspruch genommen. Die Dienste der Bauern erhöhten sich in vielen Dörfern, und ihre Kinder wurden als Knecht oder Magd dienstpflichtig. Steigern ließen sich diese Gewinne noch durch die Ausschaltung des Zwischenhandels der Städte.125 Vergessen darf man für Pommern aber nicht den Zusammenbruch des Bankhauses Loitz im Jahr 1572, bei dem der Adel hohe Geldwerte einbüßte.


Ging es einerseits um die Sicherstellung von Arbeitskräften, so war es andererseits das Bestreben der jeweiligen Gutsherren, den Landbesitz auf Kosten der Bauern zu vergrößern. Acker- bzw. Vorwerke entstanden. Der Bauernschutz erlangte seine Wirksamkeit erst nach 1763. Er hatte den Stand insgesamt – also die Zahl der Bauern – aus wirtschaftlichen und militärischen Gründen im Blick, aber nicht den einzelnen Bauern.126 Auf den Domänen begann die Einziehung von Bauernhöfen in der zweiten Hälfte des 16. Jahrhunderts, unterstützt von einer Kommission, die sich um die gewinnbringende Anlage von Ackerwerken kümmerte.127 Von 1572 bis 1574 entstanden solche Ackerwerke u. a. auch in dem Amt Stolp.128 Aus der fürstlichen Resolution von 1600 geht hervor, dass das Bauernlegen mit Einverständnis des Landesherrn geschah. Deutlich sichtbar wird diese Veränderung 1616, festgeschrieben als „Erweiterte und erklärte Bauern- und Schäferordnung“,129 ein Rechtsinstrument, das den Bauern an den Boden band und von dem er sich nur durch Loskaufbriefe befreien konnte.130 Die sogenannte „Schollengebundenheit“ reduzierte den Bauern auf seine verfügbare Arbeitskraft auf fremdem Land, sei es vom Landesherrn, vom Adel oder von einer Stadt. Welche Rechtstraditionen hier aufgenommen wurden oder welches Rechtsverständnis ausschlaggebend war, ist strittig. Slawisch? Römische Rechtsübernahme? Den gewandelten Verhältnissen angepasst, über eine lange Zeitstrecke mit Zwischenstufen zum Gewohnheitsrecht geworden? Von der Goltz sieht Letzteres als die Ursache und in dem römischen Recht nur eine gestaltende Kraft: „Wenn die römischen Juristen die Erweiterung der gutsherrlichen Rechte mit Sätzen und Ausdrücken begründeten […], so schufen sie damit nicht ein neues Recht, sondern sie gaben nur den gewordenen oder notwendig werdenden Zuständen eine bestimmte juristische Form.“131 Die Sicht der Juristen des 17. und 18. Jahrhundert zog von der Gutsherrschaft, dem Status quo ihrer Zeit, eine Linie zur Besiedlung. Einen Bruch durch die Anwendung des römischen Rechts auf zuvor erfolgte und nicht von diesem bestimmte Vorgänge sahen sie nicht, und dies blieb, wie Rudert bemerkt, „weitgehend unwidersprochen“132. Auch Mevius sah die vorgefundene Schollenbindung als gegeben an, begründete sie jedoch differenziert.133 Eine Übertragung des römisch-justinianischen Rechts hinsichtlich der Sklaven auf die Agrarverfassung in Deutschland schloss er aus. Die Schollenbindung verband er mit dem Zweck der Bewirtschaftung des Landes zum Nutzen aller. Außerhalb dieser zweckgerichteten Aufgabe war der Bauer ein freier Mann, der z. B. Verträge abschließen und über sein Eigentum verfügen konnte. Knapp hingegen betrachtet das römische Recht als wesentlichen Faktor der Umgestaltung. Die Abgaben der Bauern wurden seit dem 14. Jahrhundert als Pacht bezeichnet und mit dem lateinischen Begriff pactus wiedergegeben. Dieser schloss jedoch eine völlig andere Rechtslage ein, nämlich die einer nur für eine bestimmte Zeit überlassenen Nutzung.134 Ziel war es, „das erbliche in ein unerbliches, das unerblich-lebenslängliche in ein beliebig kündbares Nutzungsrecht zu verwandeln“135.


Henning und Kaak lenken bei der Entstehung und Ausdehnung der Gutsherrschaft den Blick zurück auf die Grundherrschaft. Stolp war Grundherr mehrerer Dörfer und besaß so Rechte über die darin befindlichen Höfe. Damit war zwar nur eine relative Geschlossenheit eines Gebietes gegeben, die aber doch weitreichende Rechte über das einzelne Dorf hinaus bedeutete.136


Von der Absetzung eines untüchtigen Bauern und der Neubesetzung des Hofes mit einem anderen versprachen sich Landesherr, Adel oder Stadt eine bessere Arbeitsleistung. Stimmte die Arbeitsleistung und war ein tüchtiger Sohn vorhanden, so ging auch der Hof auf den Nachkommen über. Ohne Widerstand der Bauern und ohne Gewalt oder Ankündigung von Gewalt seitens der Mächtigen wird diese Entwicklung wahrscheinlich nicht immer verlaufen sein. Aus den Eigentumsdörfern liegen allerdings keine Berichte darüber vor.137


Setzt man bei der Bindung des Bauern an die Scholle Rechtstradtionen voraus, bleibt die Frage, welcher Art und welcher Herkunft sie sind. Waren es möglicherweise primär die zeitgeschichtlichen Entwicklungen, die diese Maßnahmen setzten? Richtete man sich dann überhaupt nach Rechtstrationen? Bezogen auf das Siedlungsgebiet erfolgt häufig der Hinweis auf die slawische Rechtstradition, aber auch das ist keineswegs eindeutig beantwortet, wie völlig gegensätzliche Standpunkte in der Forschung belegen. So vertritt von Brünneck den Standpunkt, dass die besseren Bedingungen der Bauern auf das ius teutonicum zurückzuführen seien und die verpflichtende Bindung an die Gutsherrschaft slawischem Recht entwachse, während Arndt gerade die freie Stellung der Bauern slawischem Herkommen zuordnet.138 Spahn vertritt die Brünneck’sche Herleitung der späteren bäuerlichen Unfreiheit,139 ebenso geht Branig von diesen slawischen Rechtstraditionen als Vorbild aus, wenn er den deutschen Bauern mit dem Recht des freien Eigentums zur Vererbung oder zum Verkauf den slawischen Bauern gegenüberstellt: „Sie entbehrten der Freizügigkeit, waren an die Scholle gebunden und konnten über ihren Hof nicht beliebig verfügen. Das traf besonders auf Hinterpommern zu, wo das slawische Volkstum stärker vertreten war […] Es ist anzunehmen, daß der Adel das schlechte slawische Recht verallgemeinerte und die Abhängigkeit der Bauern verstärkte, was in späterer Zeit zur Leibeigenschaft führte.“140 Branig beruft sich dabei auf Kantzow und Fuchs, fügt jedoch seinen Überlegungen die Macht des Adels gegenüber dem Landesherrn hinzu, durch die der Adel seine Ziele erreichte. Auch Meitzen hilft hier nicht weiter, wenn er für die Landesteile der Provinz Pommern feststellt: „Sie waren von deutschen Kolonisten zum großen Theil in derselben Weise besiedelt worden, wie die Mark. Indes zeigen frühe Zeugnisse, dass neben erblichen laudemialpflichtigen Höfen bäuerliche Wirtschaften bestanden, deren Besitzer kaum in anderer Rechtslage als Leibeigene waren“141. Er erklärt zwar, dass das Laudemium den zehnten Teil des Kaufgeldes umfasste, frei veräußerliche Güter kennzeichnete und als deutsches Recht galt, gibt aber keinerlei Auskunft über die frühen Quellen, auf die er sich bezieht.


Es ist also fraglich, ob an slawische Rechtstraditionen angeknüpft wurde. Kaak verweist in der Auseinandersetzung mit Knapp „am Beispiel des östlichen Schleswig“ darauf, „daß die Gutsherrschaft auch in Regionen eine erhebliche Härte annehmen konnte, die zu keiner Zeit von Slawen besiedelt waren.“142 Ebenso Enders, sie sieht zwar in der Nachbarschaft zu Pommern das bestimmende Vorbild für die Verschlechterung der „sozialen und rechtlichen Verhältnisse der Uckermärker“, ohne jedoch einen slawischen Ursprung festzustellen; denn: „Im Verlauf des 16. Jahrhunderts hatte sich von Ostholstein her über Mecklenburg die Leibeigenschaft auch in Teilen von Pommern eingenistet und wurde kodifiziert.“143 Die Herkunft dieses sich einschleichenden Gewohnheitsrechts ist möglicherweise nach Schleinert mit den unterschiedlichen Wegen der Besiedlung in späterer Zeit zu erklären, die sich auf die Rechtsstellung der Siedler auswirkten. Die Besiedlung des größten Teils Vor- und Hinterpommerns erfolgte auf dem Seeweg, was auch in der Verleihung des Lübischen Stadtrechts ablesbar ist. Im Unterschied dazu kamen die Siedler im Gebiet zwischen Oder und Randow auf dem Landweg von Südwesten über Brandenburg, bei ihnen trat zuerst eine Verschlechterung der rechtlichen Stellung ein.144 Es mögen, so Schleinert, „märkische Einflüsse hierzu beigetragen haben. Immerhin waren bestimmte Rechte des Adels zum Auskauf der Bauern in Brandenburg spätestens mit der Polizeiordnung von 1550 sanktioniert, die in Pommern weiterhin ‚nur‘ gewohnheitsmäßig galten […]“145


Auch im Ausland kam es zu einer Veränderung der Bauernpolitik. Während in Dänemark 1376 den abziehenden Bauern vom Adel keine Schwierigkeiten gemacht werden durften, wurde nur 20 Jahre später eine Verordnung erlassen, die das Recht des Königs enthielt, Bauern wieder zurückzuholen. „Verfolgungsbriefe“ von Adel und König belegen die Fortdauer der Landflucht und den Kampf der Grundherren dagegen bis hin zur Schollenbindung (Lolland/Laaland 1443) und zur Leibeigenschaft (Seeland).146 Ein slawisches Vorbild könnte in Betracht gezogen werden, primär aber dürfte der Zustand des bebauten Landes dazu Anlass gegeben haben. Abel zitiert Christensen mit den Worten: „Der ökonomische Inhalt aller dieser Zwangsveranstaltungen […] ist, daß der dänische Landbau unter freien Verhältnissen nicht imstande gewesen wäre, den Umfang des bebauten Areals aufrecht zu erhalten.“147 Hier war die Schollenbindung die Lösung eines drängenden und akuten Ernährungsproblems, das rechtlich durch eine Verordnung abgesichert war.


In Pommern schuf die Übertragung von landesfürstlichen Hoheitsrechten an die Stände die Rechtsbasis für die Schollenbindung. Die Stände bewilligten im Gegenzug Geldmittel.148 Mit der niederen Gerichtsbarkeit war die Befugnis der Verwaltung eingeschlossen. Grundlegend war jedoch die Übertragung der vollen Gerichtsbarkeit, die eigentlich das Recht des Herrschers war; damit wurde nicht nur aus staatlichem Recht ein Privatrecht und aus dem Landesuntertan der Privatuntertan, sondern auch die dem Landesfürsten geschuldeten Spanndienste der Bauern waren jetzt privatisiert. Kaak sieht in dieser Abtretung „eine wichtige Vorentscheidung“ für die sich später etablierende Gutsherrschaft,149 ebenso Conrad.150 Auch die „Schollenpflicht“ erhielt einen völlig neuen Sinn. Sie hatte ihren Ursprung, allerdings als eine Übereinkunft auf Gegenseitigkeit,151 wahrscheinlich schon in der Zeit der Besiedlung und regelte ursprünglich nur das Verfahren beim Abzug eines Bauern, der in diesem Fall eventuelle Schulden beim Grundherrn begleichen und einen „Gewährsmann“ stellen musste, der die auf der Hufe ruhenden Verpflichtungen übernahm.152 Als die Kolonisation in vollem Gange war, wird dies keine Schwierigkeiten bereitet haben, da es sich ja für den „Gewährsmann“ um die Übernahme von Kulturland handelte. Nach Bartholdy waren jedoch schon unter Bogislaw X. (1474–1523) die hinterpommerschen Bauern an die Güter gebunden. „Waren die Bauern auch nicht, wie im benachbarten Polen, rechtloses Eigentum der Grundherrn, so gehörten sie doch als fester Bestand zu den Gütern.“153 Auf das erste schriftliche Vorkommen dieser personrechtlichen Stellung der „Leibeigenschaft“ in Vorpommern weist Schleinert hin. Am 21. Januar 1589 wurde unter Verwendung dieses Begriffs ein Entlassungsschein von den Kapitularen der Marienstiftskirche in Stettin ausgestellt, der sich auf einen Untertan in Lukow bei Penkun bezog.154 Am 17. Januar 1612 wurde das Gut Werder nördlich von Tribsees mit den leibeigenen Bauern und ihren Kindern verkauft.155 Wenn das Gesetz von 1616 ausdrücklich den Bauern abspricht, „Emphyteutae und Erbzins- oder Pachtleute“ zu sein, so ist dies unter zwei gegenläufigen Aspekten zu sehen. Zum einen wird hier offensichtlich auf ein Rechtsverhältnis verwiesen, das in den Dörfern nicht unbekannt gewesen sein dürfte, also praktiziert wurde, sonst wäre eine Erwähnung völlig überflüssig. Zum anderen wird diese Rechtsstellung mit dem einzigen Ziel der Verneinung erwähnt, um sodann ein im wirklichen Sinn des Wortes bindendes Recht festzuschreiben. Dass das ursprüngliche Recht nach und nach einer für die Bauern nachteiligen Umwandlung unterzogen wurde, zeigt auch der Paragraf 16, in dem zwar die Rechtsqualität „Kaufhof“ zugestanden, gleichzeitig aber das Recht an dem gekauften Hof ausgehöhlt wird durch die Berechtigung, den Bauern auf einen gleichwertigen Hof zu setzen bzw. ihm das Kaufgeld für Hofwehr und Gebäude zu erstatten und ihn und seine Kinder aus der Leibeigenschaft zu entlassen, wenn kein gleichwertiger Hof vorhanden ist oder ein Vorwerk errichtet werden soll. In diesem Paragraphen wird betont, dass „die Hufen“ nicht zum Kaufhof gehören. So heißt es in dem Urteil eines Prozesses von 1783/84 im Kreis Neustettin: Die klagenden Bauern könnten „nicht, da sie den Besitz ihrer Höfe auf keinen Kauf-Contract noch schriftliche Verträge zu gründen vermögen, als Erbzinsoder Erbpachtleute angesehen werden“156. Das heißt andererseits, dass die Besitzer von Kaufhöfen wohl doch auch „die Hufen“ erworben hatten und wie die Erbzinsoder Erbpachtbauern ein uneingeschränktes Nutzungs- und Vererbungsrecht hatten, wobei den „Erbzinsleuten“ darüber hinaus an dem Hof ein Untereigentum zustand.


Die Ordnung von 1616 erklärte das Einziehen von Bauernhöfen als Recht des Grundherrn, denn: „Die Bauern sind in unserem Herzogtume und Land […] Leibeigene. […] Demgemäß gehören die Hufen […] einzig und allein der Herrschaft und Obrigkeit jedes Ortes […] und die Bauern müssen, wenn die Obrigkeit die Höfe […] wieder zu sich nehmen oder den Bauern auf einen anderen Hof versetzen will, ohne alles Widerstreben folgen.“157 Wie der Landesherr verfuhren auch Adel und Städte. Als Merkmale der eingezogenen Hufen zu einem Ackerwerk nennt Goldschmidt ihre Nutzung durch einen Verwalter/Pächter und dessen Anspruch auf die Dienste der Bauern.158 Es sind dies Merkmale, die auf die in den Dörfern gelegenen Ackerwerke der Stadt Stolp zutreffen.159 Für Strickershagen findet sich 1592 die Bemerkung zum Hof von Jochim Rode: „Diese Pacht geben die Kämmerei weil der Hoff zum Ackerhouv geleget“, was auch für den Hof von Simon Vintzki in demselben Ort gilt.160 Von wüsten und nicht wieder mit Bauern besetzten Höfen sprechen die Akten von 1738: „Und ist hierselbst auch ein Ackerwerk, so von wüsten Bauernhufen geleget.“161 Für Hinterpommern geht Goldschmidt von rund 4000 eingezogenen Hufen aus.162


Der Landtagsrezess von 1653 stellte ausdrücklich die Leibeigenschaft der Bauern und ihre Zugehörigkeit zu den Gütern fest sowie die Polizeigewalt und Patrimonialgerichtsbarkeit der Herrschaft. Der Große Kurfürst sicherte sich damit das Einverständnis der Stände für sein stehendes Heer.163 Die „Revidierte Bauern- und Schäferordnung“ von 1670 bestätigte und verschärfte die Ordnung von 1616. Ungehorsam gegen Dienstvorschriften oder gar Flucht aus dem Dorf wurden jetzt – rechtlich abgesichert – bestraft bzw. der Flüchtige verfolgt.


Die neue „Rechtslage“ der Bauern ist gelenkt von den Interessen und dem Einfluss der an diesem „Recht“ unmittelbar gewinnbringend Partizipierenden, beeinflusst durch das aktuelle Geschehen im politischen und wirtschaftlichen Raum, das auch soziale Folgen nach sich zog.





50    Zisterzienser: 1172 Dargun, 1216 Neuerrichtung des Klosters mit Besitzungen u.a. im Kreis Schlawe; 1275 ist Buckow Mittelpunkt der Kolonisation in diesem Gebiet; Prämonstratenser: Belbuck 1208 mit der zweiten Gemeinschaft des Klosters.


51    Vgl. Carsten, F. L.: Entstehung, S. 26


52    So hat z. B. das Kloster Stolpe an der Peene Land südöstlich von Kolberg. Das Kloster Grobe auf Usedom hat Land südlich von Kolberg und bezieht aus Kolberg Einkünfte. Vgl. zu den Klöstern und ihren Ausstattungen Conrad, K.: Grundlagen, S. 343ff., und die dem Aufsatz beigefügte Karte, die das den Klöstern zugehörige Land bzw. die Herkunft ihrer Einkünfte zeigt.


53    Benl, R.: Pommern, S. 61


54    Vgl. Willoweit, D.: Recht, S. 72. Slaski, K.: Agrarverhältnisse, S. 60, weist aufgrund einer Untersuchung von Marciniak darauf hin, „daß deutsche Rechtsformen in den Kapitelgütern vor 1308 eine Seltenheit waren“.


55    Vgl. Mayer, T.: Adel, S. 12ff.


56    Vgl. Zientara, B.: Ursprung, S. 120


57    Vgl. Molitor, E.: Freibauern, S. 320ff.


58    Dittrich, Z. R.: Grundlagen, S. 8. Siehe dazu auch Zientara, B.: Ursprung, S. 137: „Eben in Flandern und Holland hatten sich […] Grundsätze des Siedlerrechtes, die dann die größte Verbreitung in Mitteleuropa fanden, […] entwickelt.“


59    Vgl. Zientara, B.: Ursprung, S. 124


60    Zientara, B.: Ursprung, S. 124


61    Vgl. Dittrich, Z. R.: Grundlagen, S. 8


62    Vgl. Willoweit, D.: Recht, S. 73. Er weist darauf hin, „daß am Anfang des 13. Jahrhunderts von einem ius francorum oder ius hollandensium die Rede ist.“


63    Vgl. Willoweit, D.: Recht, S. 73


64    Vgl. Padberg, A.: Verfassung, S. 208. Vgl. zum Erbzinsgut auch Fuchs, C. J.: Geschichte, S. 31: „Unveränderlichkeit des Zinses, welcher hier nur zum Beweis des Obereigentums des Grundherrn dient, nicht dem Nutzungswert des Gutes entspricht, freie Veräußerung und Vererbung auch an Seitenverwandte […]“


65    Siedelte der Bauer auf schon urbar gemachtem Land, war sein Hof ein Zinsgut, das er im Gegensatz zum Erbzinsgut nur mit der Zustimmung des Grundherrn verkaufen und folglich er selbst auch ohne dessen Zustimmung den Hof nicht verlassen durfte (vgl. Padberg, A., Verfassung, S. 208). Mit mangelnder persönlicher Freiheit oder gar der späteren Schollenpflicht hat dies nichts zu tun, es ging einzig darum, dass die auf dem Zinsgut liegenden Verpflichtungen erfüllt wurden.


66    Vgl. Dittrich, Z. R.: Grundlagen, S. 8


67    Conrad, H.: Besiedlung, S. 28


68    Vgl. Wunder, H.: Gemeinde, S. 37


69    Siehe Kap. 8.2.2


70    Vgl. Padberg, A.: Verfassung, S. 208


71    „1616 setzte der Landtag zu Stettin die Hufengröße allgemein fest, und zwar die Hakenhufe mit 15 Morgen, die Landhufe mit 30 und der Hägerhufe mit 60 Morgen. Der Morgen war hierbei aber noch der alte pommersche Morgen von 6550 qm, während der Magdeburgische Morgen erst vom Ende des 17. Jahrhunderts an allgemein üblich wurde“ (Malotki, M. von: Entwicklung, S. 24).


72    Zu den Aufgaben der niederen Gerichtsbarkeit vgl. Kap. 8.1.1


73    Vgl. Carsten, F. L.: Entstehung, S. 34


74    Vgl. Carsten, F. L.: Entstehung, S. 36


75    Vgl. Carsten, F. L.: Entstehung, S. 39


76    Vgl. Carsten, F. L.: Entstehung, S. 37; vgl. dazu auch die Anmerkungen 28 und 29, S. 232. Kolbatz erhält dieses Privileg der Ansiedlung von Slawen 1272.


77    Vgl. Piskorski, J. M.: Kolonisation, S. 215


78    Slaski, K .: Agrarverhältnisse in Pommern, S. 59


79    Slaski, K .: Agrarverhältnisse in Pommern, S. 59


80    Benl, R.: Rezension, S. 568f. Zientara, B.: Ursprung, S. 147, weist auf ein „Freigästerecht“ in Polen hin: „Bevor man in Polen ‚deutsches Recht’ einzuführen begann, existierte im 12. Jahrhundert, gewiß vor 1130, ein sogenanntes Freigästerecht (ius liberorum hospitum), das den fremden Einwanderern persönliche Freiheit und Rechtsschutz sicherte; […] Erwähnungen einer Gästesiedlung in Polen […] sind älter als die Rezeption des ‚deutschen Rechtes’. Den Grundunterschied zwischen dem ‚Gästerecht’ und dem ‚deutschen Recht’ bildete eine günstige Gestaltung des Grundbesitzrechtes und der Pflichten der Siedler gegenüber dem Grundherrn gegenüber […]“ Es gab also ein Siedlerrecht in Polen vor dem deutschen Recht, aber es galt nicht Einheimischen, sondern Fremden.


81    Piskorski, J. M.: Kolonisation, S. 205


82    Vgl. Piskorski, J. M.: Kolonisation, S. 205


83    Vgl. Carsten, F. L: Entstehung, S. 39


84    Piskorski, J. M.: Kolonisation, S. 205. Auf eine Missachtung der Slawen weist hingegen Slaski, K.: Volkstumswandel, S. 97ff., mit dem „Wendenparagraphen“ der Stettiner Schneiderzunft aus dem Jahr 1514 hin wie auch auf das Verbot der Kösliner Stadtbehörde von 1516, das die Verwendung der wendischen Sprache auf dem Markt untersagte. Außerdem nimmt er ausführlich Stellung zur Sprache in Gottesdiensten und zum Schulbesuch.


85    Piskorski, J. M.: Kolonisation, S. 213


86    Dittrich, Z. R.: Grundlagen, S. 4; Slaski, K.: Agrarverhältnisse, S. 60, sieht in der Zuordnung der Dreifelderwirtschaft noch kein Ergebnis, hingegen zeigen die Quellen, „daß mittelalterliche Dorfformen mit Flurzwang wie auch der Pflug mit Streichbrett erst mit den deutschen Kolonisten nach Pommern gekommen sind“.


87    Wunder, H.: Gemeinde, S. 39


88    Vgl. Kaak, H.: Gutsherrschaft, S. 374f.


89    Vgl. Pagel, K.-H.: Landkreis, Angaben unter den jeweiligen Ortsnamen


90    Vgl. Lütge, F.: Geschichte, S. 129, und Franz, G.: Krieg, S. 103, der für Stolp Ende des 16. Jahrhundert den Besitz von 96 vollen Bauernstellen verzeichnet.


91    Henning, F.-W.: Landwirtschaft, Bd. 1, S. 115


92    Henning, F.-W.: Landwirtschaft, Bd. 1, S. 116. Diese Zahl nennt auch Piskorski, J. M.: Kolonisation, S. 209, mit Verweis auf Walter Kuhn, auf den sich auch Henning bezieht. Die Einwanderung der deutschen Dorfbevölkerung sei – so Slaski, K.: Volkstumswandel, S. 94 – bis 1325 noch recht gering, wenn man sie an der Benennung der in den vorhandenen Quellen verzeichneten Orts- und Flurnamen bemesse. Slaski legt dabei den 1933 in den Baltischen Studien erschienenen Aufsatz „Die ältesten deutschen Flurnamen in Pommern“ von R. Holsten zugrunde, wonach im ehemaligen Kreis Stolp nur ein verschwindend kleiner Anteil in den Dörfern Deutsche waren. Dagegen Benl, R. in der Rezension zu: Kasimierz Slaski: Beiträge, S. 566–569, hier S. 567: „Die Vermutung, zwischen 1250 und 1300 erstmals erwähnte slawischnamige Dörfer müssten um 1200 schon vorhanden gewesen sein, ist irrig. Zahlreiche deutsche Dörfer tragen von Anfang an slawische Namen (infolge z. B. von Namenswanderung, von Übertragung eines Flurnamens oder des Namens eines benachbarten Slawendorfes).“


93    Henning, F.-W.: Landwirtschaft, Bd. 1, S. 121


94    Vgl. Kaak, H.: Diskussionsbericht, S. 446


95    Henning, F.-W.: Landwirtschaft, Bd. 1, S. 120


96    Henning, F.-W.: Landwirtschaft, Bd. 1, S. 121


97    „Infolge eines offenbar beträchtlichen Bevölkerungsüberschusses konnte die von Westen nach Osten fortschreitende deutsche Prägung des Landes bald überwiegend von Deutschen getragen werden, die bereits von den im Land heimisch gewordenen Siedlern abstammten“ (Benl, R.: Pommern, S. 61).


98    Piskorski, J. M.: Kolonisation, S. 215


99    Vgl. Piskorski, J. M.: Kolonisation, S. 214


100   Thieme, H.: Ständeordnung, S. 22


101   Vgl. Knothe, H.-G.: Usus, S. 148, der auf den Kommentar von Mevius zum Lübischen Recht hinweist, der bis weit ins 18. Jahrhundert maßgebend war.


102   Vgl. Harnisch, H.: Landgemeinde, S. 331


103   Harnisch, H.: Landgemeinde, S. 329


104   Harnisch, H.: Landgemeinde


105   Harnisch, H.: Landgemeinde, S. 330


106   Harnisch, H.: Landgemeinde


107   Harnisch, H.: Landgemeinde


108   Harnisch, H.: Landgemeinde, S. 331


109   Eine gebietsübergreifende Kritik an den Rückschlüssen von Harnisch, genau belegt am Siedlungsgebiet Prignitz, erfolgte durch Enders, L.: Besitzrecht, S. 400, Anm. 4: „Diese die mittelalterlichen Quellen völlig außer Acht lassende, hinsichtlich der Frühneuzeit nur aus statistischen Massendaten des 18./19. Jahrhunderts abgeleitete Hypothese griff Harnisch in späteren Arbeiten auf und leitete Schlussfolgerungen daraus ab, ohne sie einer unumgänglichen Tiefenprüfung unterzogen und verifiziert zu haben.“


110   Siehe dazu auch Knothe, H.-G.: Entwicklung, S. 241, unter Hinweis auf die Notwendigkeit, Siedler für die Kolonisation zu gewinnen: „Die zu ius teutonicum angesiedelten Bauern behielten folglich die persönliche Freiheit, insbesondere konnten sie das Bauerngut verlassen, sie waren also nicht schollenpflichtig. Die von ihnen genutzten Hufen hatten sie meist zur Erbleihe inne, das Leiheverhältnis war also unwiderruflich und vererblich oder wenigstens auf bestimmte Zeit eingeräumt und die Bauernstelle konnte mit Zustimmung des Grundherrn auch an Dritte veräußert werden.“


111   Conrad, K.: Schwäche, S. 193, vgl. dazu auch Branig, H.: Geschichte, Teil 1, S. 129


112   Abel, W.: Agrarkrisen, S. 51. Gohrbandt, E.: Kolonialbauern, S. 156, weist darauf hin, dass wegen der Pestopfer Einwanderer immer willkommen waren.


113   Vgl. Branig, H.: Geschichte, Teil 1, S. 22


114   Vgl. Abel, W.: Agrarkrisen, S. 67


115   Vgl. Bartholdy, W.: O Stolpa, S. 43. Wenn die genannten Zahlen – 1564 starben ungefähr 1000 Menschen, 1590 waren es 900, in den Jahren 1630/31 fielen ihr 700 Menschen zum Opfer – stimmen, sind 1564 etwa ein Viertel bzw. ein Fünftel der Einwohner gestorben. Eine verlässliche Einwohnerzahl gibt es nicht. So rechnet Bonin, R.: Stolp, S. 86, auf der Grundlage der Angaben von Kantzow aus dem Jahr 1540 mit 4000 bis 5000 Bürgern. Vgl. zur Pest auch Wutstrack, Ch. F.: Nachtrag, S. 247. Die Zahl der „Einwohner vom Civilstande“ gibt er für 1740 mit 2599, für 1786 mit 4070 (Wutstrack, Ch. F.: Beschreibung, S. 685) und für 1794 mit 4335 an (Nachtrag, S. 248). – Zu einem Ausbruch der Pest kam es 1709 in Hohenstein. Die zahlreichen Toten wurden im Hohensteiner Wald auf einem gesonderten „Pestfriedhof“ begraben (vgl. Pagel, K.-H.: Landkreis, S. 574).


116   Bonin, R.: Stolp, S. 64: 1349 hatte Stolp gemeinsam mit Rügenwalde und Schlawe den Verkauf von Hafergrütze verboten. Danziger Händler, die sie dennoch erworben hatten, mussten sie wieder abgeben. Die Stadt verteilte sie an die Armen.


117   Abel, W.: Agrarkrisen, S. 72f.


118   Vgl. Abel, W.: Agrarkrisen, S. 102


119   Vgl. Abel, W.: Agrarkrisen, S. 105


120   Vgl. dazu Abel. W.: Agrarkrisen, S. 54f. und S. 98


121   Bartholdy, W.: O Stolpa, S. 31


122   Bonin, R.: Geschichte, S. 56f.


123   Inwiefern der Herzog nach Bartholdy, W.: O Stolpa, S. 31, zur „Verbesserung der Lage der Bauern unendlich viel“ beigetragen hat, ist nicht ersichtlich. Auch von seinen Besitzungen entliefen die Bauern, die er vergeblich zurückforderte. „Unzählige Beschwerden vom Herzog und den Rittern gingen nach Danzig mit dem Antrage, die Flüchtlinge auszuliefern“ (S. 31).


124   Vgl. Abel, W.: Agrarkrisen, S. 122ff.


125   Vgl. Hintze, O.: Die Hohenzollern, S. 34


126   Vgl. Knapp, F. G.: Bauerbefreiung, Bd. 1, S. 55 und 57


127   Vgl. Gohrbandt, E.: Bauernlegen, S. 201ff.


128   Vgl. Gohrbandt, E.: Bauernlegen, S. 204f.


129   Sie nimmt die kürzere plattdeutsche Ordnung von 1569 auf, die jedoch noch keine Bestimmungen über das bäuerliche Recht enthält (vgl. Petsch, R.: Verfassung, S. 24f.). Der Ordnung von 1616 sind schon 1600 erste Verhandlungen mit dem Ziel einer Bauernordnung vorausgegangen, die dann 1614 in einem Landtagsabschied erwähnt wird (vgl. Kaak, H.: Gutsherrschaft, S. 155).


130   Zu den Loskaufbriefen siehe Kap. 8.1.2; Abel, W.: Agrarkrisen, S. 72f. zitiert das Schreiben des Vogtes von Dirschau vom 11. November 1444, in dem dieser fordert, „daß kein Bauer von seinem Herrn noch von seinem Junker ziehen soll, er hätte denn seines Herrn oder seines Junkers Brief, daß er in Freundschaft oder mit Bewilligung von ihm gezogen, und daß so ein jeder Herr oder Junker einen solchen Bauern nicht aufnehmen soll, er sehe denn seines vorigen Herrn Brief.“ Von einer Ablösesumme ist hier allerdings nicht die Rede. Mit der Landesordnung von 1526 wird diese Forderung nach einem Abschiedsbrief zu geltendem Recht.


131   Goltz, Th. von der: Geschichte, Bd. 1, S. 231


132   Rudert, T.: Gutsherrschaft, S. 210


133   Ausführlich dazu siehe: Knothe, H.-G.: Entwicklung, S. 559ff.


134   Vgl. Knapp, F. G.: Bauernbefreiung, Bd. 1, S. 46f.


135   Knapp, F. G.: Bauerbefreiung, Bd. 1, S. 47, Anm. 1


136   Vgl. Henning, F.-W.: Landwirtschaft, Bd. 1, S. 168f; Kaak, H.: Gutsherrschaft, S. 183


137   Enders, L: Bedeutung, S. 93, berichtet z. B. über die Papendorfer Bauern, die noch 1605 zu Erbzinsrecht saßen und die zu diesem Zeitpunkt unter Androhung der Zerstörung ihrer Höfe vom Torgelower Amthauptmann zu einem von ihnen verweigerten Dienst gezwungen wurden.


138   Eine ausführliche Darstellung findet sich bei Kaak, H.: Gutsherrschaft, S. 151-156.


139   Vgl. Spahn, M.: Verfassungs- und Wirtschaftsgeschichte, S. 5


140   Branig, H.: Geschichte, Teil 1, S. 130


141   Meitzen, A.: Boden, Bd. 1, S. 381


142   Kaak, H.: Gutsherrschaft, S. 72


143   Enders, L.: Bedeutung, S. 94


144   Vgl. Schleinert, D.: Abhängigkeitsverhältnisse, S. 27, und ders.: Gutswirtschaft, S. 122


145   Schleinert, D.: Gutswirtschaft, S. 244. Vgl. zu dieser Umwandlung der bäuerlichen Rechte in Brandenburg auch Enders in Kaak, H.: Diskussionsbericht, S. 447, die außer auf den Ausverkauf zudem auf das Herabdrängen in lassitische Verhältnisse hinweist.


146   Vgl. Abel, W.: Wüstungen, S. 14; Einzelheiten zur Gutsherrschaft in Dänemark bei Kaak, H.: Gutsherrschaft, S. 424–426


147   Abel, W.: Wüstungen, S. 15


148   Vgl. Bartholdy, W.: O Stolpa, S. 29


149   Kaak, H.: Gutsherrschaft, S. 183


150   Vgl. Conrad, K.: Schwäche, S. 193


151   Vgl. Abel, W.: Wüstungen, S. 56: „Sie [die Bestimmungen; G. S.-W.] erwuchsen wohl aus dem Gedanken, daß einem Rechte des Bauern auf dauernden Besitz seines Hofes auch die Verpflichtung zu seiner dauernden Bewirtschaftung entsprechen müsse […]“ Abel bezieht sich dabei auf Preußen, wo 1390 dieses Gewohnheitsrecht zum ersten Mal in einer Handfeste auftritt.


152   Vgl. Mühlen, H. von zur: Kolonisation, S. 90f.; Fuchs, C. J.: Geschichte, S. 51f. Fuchs verweist noch darauf, daß der Gutsbesitzer auch finanziell beim Auf- und Abzug eines Bauern, bei dessen Tod und bei der Erbauseinandersetzung profitierte.


153   Bartholdy, W.: O Stolpa, S. 30


154   Vgl. Schleinert, D.: Abhängigkeitsverhältnisse, S. 28


155   Vgl. Schleinert, D.: Abhängigkeitsverhältnisse, S. 29


156   Eckardt, W.: Arbeitsverfassung, S. 31


157   Fuchs, C. J.: Untergang, S. 71


158   Vgl. Goldschmidt, H.: Die Grundbesitzverteilung, S. 68


159   Vgl. Kap. 8.3.2


160   Vgl. Seils, H.: Bauern, Teil I, S. 21, Anm. 136 und 139


161   LAG Rep 38 b (Stolp), 1414


162   Vgl. Goldschmidt, H.: Die Grundbesitzverteilung, S. 69


163   Vgl. Wehler, H.-U.: Gesellschaftsgeschichte, Bd. 1, S. 246




5. Die Hospitäler und die Kämmereidörfer


Nach der Reformation versuchte die Stadt vergebens, die säkularisierten Klostergüter in ihren Besitz zu bringen. „Bereits 1534 war das ganze unbewegliche Besitzthum der hiesigen Klöster den herzoglichen Domainen hinzugefügt und diese Einziehung wurde gegen alle Angriffe, namentlich der Stadt Stolp behauptet, sodaß dieser neue Besitzstand seit 1569 auch nicht mehr angefochten wurde.“164 Auf die Hospitäler hatte der Herzog jedoch keinerlei Zugriff, sie waren nie kirchlicher Besitz gewesen, und ihre Einkünfte waren z.T. eng mit den Kämmereidörfern der Stadt verflochten.


Stolp hatte ursprünglich drei Hospitäler: St. Gertrud, St. Georg, St. Spiritus. Ihre Geschichte führt in das Jahr 1311.165 Mit Zustimmung der Markgrafen von Brandenburg gründeten Rat und Bürger die Hospitäler mit den jeweils zugehörigen Kapellen. Erhalten geblieben ist die Kapelle des Hospitals St. Georg, auch St. Jürgen genannt. Der kirchliche Einfluss war auf diese Kapellen beschränkt, deren Priester über verschiedene Zwischenstufen kirchlicher Hierarchie im Auftrag des Bischofs von Cammin eingesetzt wurden. Dies war sicherlich weniger ein Misstrauen gegenüber der Kirche als ein Ausdruck städtischen Selbstbewusstseins wie bei anderen Städten auch. Das Hospital St. Spiritus bzw. Heilig Geist war die erste Gründung, wahrscheinlich folgte St. Georg noch in demselben Jahr, über das Gründungsdatum von St. Gertrud ist nichts bekannt. Alle drei Hospitäler hatten ihren Platz außerhalb der Stadt vor dem Neuen Tor, das, wie Borck/Bonin vermerken, „in seiner heutigen Gestalt allerdings aus späterer Zeit stammt“166. Die Hospitäler waren so wegen der Versorgung von der Stadt aus erreichbar, zugleich aber bot sich damit die Möglichkeit der Isolierung bei Epidemien. Im Rückblick beschreibt Laudan anlässlich seiner Beschäftigung mit der Auenschen Stadtkarte, die 1735 angefertigt wurde, wie man damals zum Neuen Tor und zu den Hospitälern gelangte: „Der von Westen kommende Wanderer sah von der Hochfläche des Neutorfeldes aus die kleine Landstadt […] vor sich liegen. Um zu ihr zu kommen, hatte er einen mit Bäumen bestandenen Damm zu durchschreiten, der durch die Tiefen Wiesen‘ geschüttet war.“167 Aus dem Damm wurde die Hospitalstraße, linker Hand befand sich St. Georg, rechts, wo heute die Anlagen um den Nordflügel des Rathauses sind, stand St. Spiritus.


Stolp lag an der West-Ost-Straße von Flandern nach Königsberg, war also eine Station für Reisende. Sie fanden Aufnahme im Hospital St. Gertrud, benannt nach der Schutzpatronin für Reisende, im Volksmund zutreffend „Gasthof“ genannt. Nach der Auflösung des Hospitals, das noch zur Zeit der Reformation bestand, ging diese Bezeichnung auf St. Georg über, das eigentlich nicht weiter bestehen sollte. Über die Gründe für die Auflösung von St. Gertrud ist nichts bekannt. St. Georg erinnert mit seinen Namen an den Sieger über den Drachen, dessen Atem den Tod brachte. Das Hospital wird also zuerst zur Aufnahme von Aussätzigen genutzt worden sein, übernahm dann die Aufnahme anderer Infektionskranker168 und in der folgenden Zeit zunächst die Funktion von St. Gertrud. Später waren es alte Menschen, die hier eine Bleibe fanden. Auch St. Spiritus hatte ursprünglich z.T. der Aufnahme von Fremden gedient. Danach wurden hier fast ausnahmslos erwerbsunfähige Menschen aufgenommen.


Alle Hospitäler waren ausschließlich mit städtischen Mitteln und auf städtischem Land gegründet worden. Das Land ging ins Eigentum der Hospitäler über und kam erst durch Verkauf wieder an die Stadt, als diese es für den Neubau des Rathauses benötigte. St. Gertrud bestand zu dieser Zeit schon lange nicht mehr. Durch ihr Vermögen konnten die Hospitäler auch im evangelisch gewordenen Pommern ihre Arbeit fortsetzen. Zu diesem finanziell und wirtschaftlich wichtigen Vermögen der Hospitäler zählten die Dörfer Krussen, Rathsdamnitz, Klein Strellin, Lüllemin, Nipnow, Schmaatz und Strickershagen. Aus diesem Grund sind die Pachteinnahmen dieser Orte in den Armenkastenregistern bzw. den Hospitalakten unter dem Namen des Bauern notiert,169 während sich die Einnahmen von Arnshagen, Hohenstein und Groß Strellin, an denen die Hospitäler keinen Anteil hatten, in den Kämmereiregistern und Rechnungsbüchern der Stadt finden. Die in den Hospitalakten genannten Dörfer erhalten damit sozusagen eine doppelte Funktion: Einerseits waren sie Eigentumsdörfer der Stadt, andererseits dienten sie durch die Pachteinnahmen von den dortigen Bauernhöfen und Ackerwerken dem Unterhalt der Hospitäler. Die Stadt hatte bei der Gründung für die Errichtung der Gebäude gesorgt, die Hospitäler ferner mit Land für Garten und Acker ausgestattet und auch Unterstützung bei den Lebensmitteln geleistet. Das Ziel war jedoch, dass die Hospitäler sich selbst finanzierten. Dazu lieferten die Dörfer eine feste Einnahmequelle, deren Garant die Stadt war, die bei Zahlungsunfähigkeit der Bauern oder Liquidierung eines Hofes zugunsten eines Ackerwerks die fällige oder auf Dauer fehlende Pacht übernahm.170 In dem 1706 geschlossenen Pachtvertrag für das Lülleminer Ackerwerk wurde jedoch festgelegt, dass der Verwalter die Pacht für die ehemaligen Höfe zu zahlen habe.171 Bei weiterhin bestehenden Höfen änderte ein Besitzerwechsel nichts an der Zahlungsverpflichtung. Als die Stadt Nipnow und fünf Höfe in Schmaatz sogar ganz aufgeben musste, weil sie nicht in der Lage war, das geliehene Geld zurückzuzahlen, hatten die Bauern ungeachtet des Eigentumswechsels ihre Pacht an die Hospitäler weiterhin zu entrichten. Dies setzt sich fort bis zu den Rezessen; denn auch nach der Überlassung der Höfe als Eigentum waren von den Bauern die Abgaben an die Hospitäler weiterhin zu zahlen bzw. bei der Ablösung der Verpflichtung stand den Hospitälern eine bestimmte Summe zu.172 Über den Besitz der Hospitäler hatte der Rat der Stadt zusammen mit dem Präpositus173 bis 1590 die Oberaufsicht. Er verlor dieses Patronatsrecht anlässlich einer Visitation an den Landesfürsten.174 Bestimmte Rechte und Vergütungen an Ratsherren und Stadtbedienstete wurden abgeschafft, und die Aufnahme von Bedürftigen sollte sich nicht nur wie bisher auf Stolper Bürger und Bauern der Eigentumsdörfer beschränken. Die Stadt verwaltete also zunächst eigenständig und dann unter staatlicher Aufsicht den dörflichen Besitz der Hospitäler. Wenn bei Borck/Bonin in Bezug auf Rathsdamnitz zu lesen ist, dass „ziemlich das gesamte Dorf in den Besitz des Hospitals übergegangen“ ist,175 und es bei Bonin zu demselben Ort heißt, nun „mußte wohl so ziemlich das ganze Dorf städtisches Eigentum geworden sein“176, so trifft dies, ob gewollt oder nicht, den Sachverhalt. Die Stadt war die Eigentümerin der Dörfer, die Hospitäler die Besitzer von Bauernhöfen in sieben Dörfern. Die Armenkassen- bzw. die Hospitalregister zeigen also finanzielle Mittel aus Besitz an, nicht aber Eigentum. Weder bei der Besetzung der Bauernhöfe, bei ihrer Ausstattung mit der Hofwehr noch bei der finanzieller Unterstützung der Bauern werden die Hospitäler erwähnt.


Dieses Zusammenwirken ist von Anfang an festzustellen. Rat und Hospital, d. h. St. Spiritus, treten beim Kauf einiger Dörfer gemeinsam auf, so z. B. bei Strickershagen, das 1426 von Ulrich Trosedow oder Drosedow und seinen Erben an die Stadt und das Hospital verkauft wurde. Beim Verkauf eines Teils von Rathsdamnitz 1483 war ein Stolper Bürger der Verkäufer. Auch hier wurden Rat und Hospital wieder gemeinsam als Käufer genannt, allerdings vermerken Borck/Bonin: „In der Verkaufsurkunde wurden sechs Bauern namentlich angeführt, deren Land und deren Abgaben nunmehr an das Hospital fallen sollten.“177 Sechs Bauernstellen gehören als Zahlungsverpflichtete für ihren Hof dem Hospital. Dieser 1492 von verschiedenen Vertretern der Familie Puttkamer vollzogene Teilverkauf wurde 1493 von Bogislaw X. als Lehnsherr bestätigt. Verbunden mit dem Kauf war auch die hohe und niedere Gerichtsbarkeit an Hals und Hand. Hier kommt allerdings allein die Stadt ins Spiel; denn sie tritt als Gerichtsherr der Bauern auf, nicht aber das Hospital. Der zweite und letzte Teilverkauf erfolgte 1517. Bogislaw X. trat seine drei Höfe, die er von Ewald Zitzewitz erworben hatte, an die Stadt ab.178 Die Rechtslage lässt sich wohl nur als ein Hand-in-Hand von Stadt und Hospitälern verstehen. Einen Teil ihrer Dörfer gab die Stadt als Eigentümerin den Hospitälern als Besitz, verzichtete dabei aber nicht nur auf die Pacht, sondern verpflichtete sich dazu, nicht geleistete Pachtzahlungen zu übernehmen. Als Eigentümerin verpfändete die Stadt in finanziellen Notlagen ganze Dörfer oder einen Teil der Höfe, wie ein Überblick über einige Schulden der Stadt zeigt:


Schulden der Stadt im 18. Jahrhundert:179


7. Februar 1756: 125 Reichstaler zu 5 Prozent von der Kirche in Mützenow geliehen, Schuldschein ging am 8. Juli 1789 an die verwitwete Hofrätin Andro/Ondro, dann als Erbe an ihre Tochter Maria Christlieb Seyffert, am 27. Juli 1789 bezahlte die Kämmerei die Schuld, für die alle Eigentumsdörfer als Sicherheit gedient hatten


24. April 1772: 400 Reichstaler von dem Strickershagener Verwalter Christoph Knuth, zurückgezahlt am 27. Juli 1783, Sicherheit: alle Kämmereidörfer


17. Februar 1749: 133 Reichstaler von der Stolper Pfarrkirche, am 30. April 1802 zurückgezahlt, Sicherheit: Loitzer Höfe


20. Oktober 1709: 233 Reichstaler, 8 Groschen von der Armenkasse der Stolper Hospitäler, zurückgezahlt am 30. April 1802, Sicherheit: Lüllemin


3. Juli 1767: 333 Reichstaler von der Schlosskirche in Stolp und der Amtskirche in Cublitz, am 9. Dezember 1767 dem Verwalter Knuth in Strickershagen übertragen, am 18. Dezember 1787 zurückgezahlt, Sicherheit: Strickershagen


Die Löschung aller eingetragenen Schulden beantragte die Stadt am 7. Mai 1802.


Das Hospital bzw. die Hospitäler erlangten eine von der Stadt gewollte finanzielle Unabhängigkeit, auf die sie sich bei der Versorgung ihrer hilfebedürftigen Menschen stützen konnte. Sie schuf damit eine Einrichtung, die eigenständig Gewinne erwirtschaften und sie für ihr Aufgabengebiet wieder investieren konnte zu weiterem Gewinn in beiderseitigem Interesse.


Hatten St. Spiritus und St. Georg in den Anfangszeiten durchaus unterschiedliche Aufgaben wahrgenommen, so dienten sie später ausschließlich der Aufnahme erwerbsunfähiger Menschen.180 Im Heilig Geist mit höchstens 40 Plätzen fanden vorwiegend diejenigen Aufnahme, die die Aufnahmegebühr von 20 bis 50 Florin zahlen konnten und zusicherten, dass das Hospital ihren Nachlass erben würde. Aber auch hier gab es Ausnahmen, wie denn auch keine Konfessionsschranken bestanden. So wurde 1771 eine mittellose Frau aufgenommen, deren Einkaufsgeld von den Separierten aufgebracht worden war, zu denen sie gehörte. Über ihr untadeliges Leben gab das Zeugnis des Gemeindepastors Zander Auskunft.181 Wenn Untertanen aus dem Königlichen Amt aufgenommen wurden, war der Konsens der königlichen Beamten sowie ein Attest über ihr bisheriges Leben notwendig.182 Die Aufgenommenen besaßen unentgeltliches Wohnrecht und bekamen Salz und Brennholz geliefert. Die Bewohner des St.-Georg-Hospitals waren besitzlose Bauern der Eigentumsdörfer183 und Bürger der Stadt, die unentgeltlich Unterkunft und Verpflegung erhielten. In späterer Zeit war auch hier die Aufnahme nicht mehr kostenlos. Verantwortlich waren in Heilig Geist zwei „Mütter“, in St. Georg zwei „Väter“.184


In den Testamenten der Heilig-Geist-Bewohner wurden die Insassen beider Hospitäler bedacht. So wird im Register von 1601 vermerkt: „Schroder Testament auff den Advent 1601: 1 Gulden für ½ Tonne bier in den H. Geist; 1 Gulden für ½ Tonne bier in den Gasthoff; 12 Groschen den beiden Müttern in dem H. Geist; 12 Groschen zu Weggen in den H. Geist; 12 Groschen zu Weggen in den Gasthoff“


Lorentzen hat für das Jahr 1548, das ist der erste vorhandene Band des Armenkassenregisters, die Einkünfte der Hospitäler mit der Einteilung in „Kaufhandel“ und „Verpachtung“ gewichtet und in einem Schaubild dargestellt.185 Der Kaufhandel umfasste 38,1 Prozent der Einkünfte und setzte sich aus Nachlassverkäufen 3,8 Prozent, Renten vom Adel 22,9 Prozent und Renten von Bürgern 11,4 Prozent zusammen. Den Rentenhandel, ein Geldgeschäft, das seit dem 12. Jahrhundert von Frankreich ausgehend weite Verbreitung fand, schildert Lorentzen folgendermaßen: „Die Kirche oder jeder andere Besitzer, der an einer dauerhaften Einkunft interessiert war, zahlte dabei einem einzelnen Handelspartner einen festen Geldbetrag […] aus und erhielt als Gegenleistung eine jährliche Rente, und zwar auf dessen Lebenszeit (Leibrente) oder auf ewig (Ewigkeitsrente). Als Sicherheit brachte der Schuldner Haus und Hof ein oder benannte Bürgen. War er mit der Zahlung seiner Rente säumig, konnte die Gesamtsumme wieder eingezogen werden. Im Unterschied zum Geldverleih handelte es sich um einen echten Kaufvertrag: Die Kirche erwarb für den Kaufpreis das Recht auf regelmäßige und einklagbare Natural- oder Geldzahlungen.“186


Reinhold beschreibt die Variante dieses Rentenhandels als Geldverleih.187 Ein Besitz wurde für einen bestimmten Zeitraum verkauft bzw. gekauft, nach Ablauf der Frist musste er zurückgekauft werden, d.h., das Kaufgeld musste erstattet werden, sonst wurde aus dem zeitweisen Verkauf ein Übergang an einen neuen Besitzer. Da aber der Verkäufer für das Kaufgeld Zinsen in bar oder in Naturalien zahlen musste, handelte es sich in Wirklichkeit um ein Darlehen gegen Zinsen. Um einen solchen Handel ging es auch bei dem Rechtsstreit der Stadt Stolp mit der Witwe des Tezlaf von Below im Jahr 1417.188 St. Spiritus hatte ihrem Vater 100 Mark Kapital/Hauptstuhl gegeben, gesichert durch einen Hof in Damnitz. Die daraufhin geschuldete Rente betrug 6 Mark. Aus dem Kontrakt konnte sich die Erbin wieder lösen, indem sie 100 Mark Finkenaugen und 6 Mark Pacht an das Hospital zahlte.189 Demgegenüber galt der Vertrag, mit dem Herzog Bogislav der Stadt 1517 zwei Bauern- und einen Kossätenhof in Damnitz verkaufte, als „ein ewiger, rechter und unwiderruflicher, todter Kauf“, der jeden Wiederkauf ausschloss.190 Erworben hatte der Herzog die Höfe von Ewald von Citzewiz. Den größeren Teil der Einkünfte brachten jedoch 1548 die Besitzungen in den Dörfern durch die Pacht mit 61,9 Prozent ein. Es entfielen auf Klein Strellin 5 Prozent, auf Nipnow 4,1 Prozent, auf Krussen 6,8 Prozent, auf Lüllemin 13,8 Prozent, auf Rathsdamnitz 11,8 Prozent, auf Schmaatz 3,8 Prozent und auf Strickershagen 13,3 Prozent.191
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